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Zusammenfassung 

Die aktuelle Lage Nordrhein-Westfalens ist ernüchternd: Eine über Jahre betrachtet schwache 

wirtschaftliche Dynamik, eine höhere Arbeitslosigkeit als jedes andere westdeutsche Flächen-

land und der mit Abstand höchste Schuldenberg aller Bundesländer illustrieren den Handlungs-

druck für die Politik. 

 

Die Bestandsaufnahme ist allerdings kein Grund zur Resignation. Zwar ist im deutschen Föde-

ralsystem die Landesregierung nicht alleine für die Lage eines Bundeslandes verantwortlich, je-

doch verfügt die Politik auf Landesebene über wichtige Stellschrauben, um die Entwicklung 

maßgeblich zu beeinflussen. Eine Analyse der vornehmlichen Verantwortungsbereiche der Lan-

desregierung zeigt die zu bewältigenden Aufgaben.  

 

Erforderlich sind zunächst eine solide Haushaltspolitik und damit ein Ende der Neuverschul-

dung. Die Landesregierung Nordrhein-Westfalens wendet zudem relativ wenig Geld für Zu-

kunftsinvestitionen auf und gibt mehr als die Hälfte der Steuereinnahmen für Personal aus. Hier 

ist ein Umsteuern notwendig. Gründe für die schwache wirtschaftliche Entwicklung lassen sich 

am Zustand der Infrastruktur ablesen. Ausgebliebene Investitionen haben zu maroden Straßen 

und Brücken sowie täglich langen Staus geführt. Auch bei der Digitalisierung kommt Nordrhein-

Westfalen kaum vom Fleck. Der Breitbandausbau verläuft schleppender als es angesichts der 

Konkurrenz in den umliegenden Regionen erforderlich wäre.  

 

Im Bildungssystem bestehen erhebliche Defizite. Angefangen von nicht zufriedenstellenden Be-

treuungsmöglichkeiten über ein wenig zielgenaues Schulsystem bis hin zu einem unzureichen-

den Übergang von der Hochschule in den Arbeitsmarkt sowie einer wenig ausgeprägten Grün-

derkultur reicht die Liste der Reformbaustellen.  

 

Der Abbau von Regulierungsmaßnahmen würde zum Beispiel im Rahmen des Landesentwick-

lungsplans den Unternehmen mehr Gestaltungsspielraum geben und damit Raum für nachhal-

tige Investitionen schaffen. Zudem ist eine konsequente Modernisierung der Verwaltungsab-

läufe überfällig. Viele Behördengänge, aber auch der Austausch innerhalb der Verwaltung, 

könnten bereits heute digital erfolgen und unnötige Bürokratielasten vermindern.  
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1 Wirtschaftliche Situation Nordrhein-Westfalens 

Nordrhein-Westfalen zeigt sich in keiner guten Verfassung. Das Wirtschaftswachstum im größ-

ten Bundesland fiel in den vergangenen Jahren zumeist gegenüber dem Bundesdurchschnitt 

ab. So entwickelte sich die Wirtschaft seit 2010 im Bundesländervergleich nur einmal über-

durchschnittlich, in den vergangenen 15 Jahren war das Wirtschaftswachstum im Schnitt nur in 

vier Bundesländern schwächer als in Nordrhein-Westfalen (Abbildung 1-1). Diese Entwicklung 

führt auch zu einem unterdurchschnittlichen Bruttoinlandsprodukt (BIP) je Einwohner, das im 

Jahr 2015 in Nordrhein-Westfalen bei 36.500 Euro und damit rund 600 Euro unterhalb des Bun-

desdurchschnitts lag. 

 

Im Jahr 2015 ist die deutsche Volkswirtschaft insgesamt um real 1,7 Prozent gewachsen, wäh-

rend Nordrhein-Westfalen ein Nullwachstum vermelden musste. Ohne Nordrhein-Westfalen 

wäre Deutschland daher sogar um rund 0,5 Prozentpunkte stärker gewachsen. Im ersten Halb-

jahr 2016 konnte Nordrhein-Westfalen die wirtschaftliche Stagnation ablegen und erreichte eine 

Wachstumsrate des BIP von 2,1 Prozent. Zwar liegt der Wert immer noch unter dem Durch-

schnitt der Bundesländer, gleichzeitig aber deutet die aktuelle Entwicklung die Potenziale des 

größten Bundeslandes an.  

 

Abbildung 1-1: Reales Wirtschaftswachstum 

in Prozent des BIP als Durchschnitt für die Jahre 2000 bis 2015 

 

Quelle: VGRdL, 2016 

 

Die Folgen des über Jahre betrachteten, schwachen Wachstums sind gravierend und schlagen 

sich vor allem auf dem Arbeitsmarkt nieder. Zwar sorgt der robuste Arbeitsmarkt in Deutschland 

auch in Nordrhein-Westfalen mit 6,5 Millionen sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten für 

einen Rekord (Landesregierung Nordrhein-Westfalen, 2016a), dennoch ist die Arbeitslosen-

quote derzeit nur in vier Bundesländern höher als in Nordrhein-Westfalen (Abbildung 1-2). 
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Neben den Stadtstaaten Bremen und Berlin zählen dazu die ostdeutschen Länder Mecklen-

burg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt. Die vergleichbaren Flächenländer im Westen der Re-

publik schneiden ausnahmslos deutlich besser ab. Die von der Landesregierung eingesetzte 

Enquetekommission (Enquetekommission des Landtags NRW, 2015, 73 ff.) kommt zu dem Er-

gebnis, dass der demografische Wandel die Arbeitsmarktpolitik weiter unter Druck setzen wird, 

da das Erwerbstätigenpotenzial sinken wird, sofern die Politik nicht bewusst gegensteuert. 

 

Abbildung 1-2: Arbeitslosenquote in den Bundesländern 

in Prozent (Stand Oktober 2016) 

 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
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nach Auffassung des Landeswirtschaftsministeriums insgesamt betrachtet weniger das Ruhrge-

biet die Wachstumsbremse, sondern eher sind es einige ländliche Regionen wie der Nieder-

rhein (Landesregierung Nordrhein-Westfalen, 2016a).  

 

Abbildung 1-3: Wirtschaftlicher Niveau- und Dynamikvergleich der Bundesländer 

Ergebnisse des IW-Regionalrankings 2016 

 
Quelle: IW Consult 
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Bisher schafft es das größte Bundesland noch, dank innovativer Zulieferer, großer Industriekon-

zerne und moderner Dienstleister alle Stufen einer Wertschöpfungskette abzudecken. Wenn al-

lerdings weiterhin der Dienstleistungssektor stark wächst, während die Industrie schrumpft (Lan-

desregierung Nordrhein-Westfalen, 2016a), läuft Nordrhein-Westfalen Gefahr, diese besondere 

Stärke zu verlieren. 

 

Es wäre jedoch zu kurz gegriffen, den stattfindenden Veränderungsprozess als alleinige Erklä-

rung für die Wachstumsschwäche anzuführen. Vielmehr ist die Politik vor dem Hintergrund des 

Strukturwandels mehr denn je gefordert, innovations- und wachstumsfreundliche Impulse zu 

setzen (Bardt et al., 2014). Denn der Rückstand Nordrhein-Westfalens insgesamt ist nicht auf 

eine veraltete Wirtschaftsstruktur zurückzuführen, vielmehr liegen die Schwächen in den einzel-

nen Wirtschaftsbereichen (McKinsey & Company, 2013, 13). 

 

Voraussetzung für eine Rückkehr auf den Wachstumspfad ist eine solide Finanzpolitik (Kapi-

tel 2.1). Auf dieser Basis sind gezielte Investitionen in eine moderne Infrastruktur und ein funkti-

onierendes Bildungssystem möglich (Kapitel 2.2 und 2.3). Zudem ist der Abbau bürokratischer 

Lasten erforderlich (Kapitel 2.4). Die Landesregierung verfügt im deutschen Föderalsystem über 

die notwendigen Stellschrauben, um Nordrhein-Westfalen zurück auf einen wirtschaftlichen 

Wachstumspfad zu bringen. 

 

2 Handlungsfelder der Landespolitik 

2.1 Öffentliche Finanzen 

Die seit Jahren schlechte wirtschaftliche Entwicklung hinterlässt Spuren in den öffentlichen Kas-

sen Nordrhein-Westfalens. Dabei ist eine solide Finanzpolitik die Basis, um Spielräume für zu-

kunftsweisende Projekte zu schaffen. Während ein Drittel der Schulden aller Bundesländer ein-

schließlich Gemeinden auf Nordrhein-Westfalen entfällt (Abbildung 2.1-1), lebt nur rund ein 

Fünftel der Menschen in dem Bundesland. Der Schuldenstand je Einwohner liegt mit fast 

14.000 Euro knapp 5.000 Euro über dem Länderdurchschnitt.  

 

Nur vier Bundesländer sind pro Einwohner höher als Nordrhein-Westfalen verschuldet – neben 

dem Saarland sind das die drei Stadtstaaten. Die anderen großen Flächenländer als geeigneter 

Vergleichsmaßstab stehen deutlich besser da. 
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Abbildung 2.1-1: Schuldenstand nach Bundesländern einschließlich Gemeinden 

Schuldenstand gesamt in Milliarden Euro (linke Achse) und Schulden je Einwohner in Euro 
(rechte Achse) zum 31. Dezember 2015 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt, 2016b 
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Nordrhein-Westfalen (Abbildung 2.1-2).  
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Abbildung 2.1-2: Finanzierungssaldo der Gemeinden nach Bundesländern 

in Millionen Euro im Jahr 2015 (ohne Stadtstaaten) 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt, 2016b 
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Abbildung 2.1-3: Öffentliche Investitionen als Anteil an den bereinigten Ausgaben  

Kern- und Extrahaushalte von Ländern und Gemeinden für das Jahr 2015 in Prozent 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt, 2016b 
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Abbildung 2.1-4: Verhältnis von Investitionsausgaben und Gewerbesteuereinnahmen 

für das Jahr 2015 in Prozent 

 
Lesehilfe: Die Kommunen in Sachsen gaben 15 Prozent im Jahr 2015 mehr für Investitionen aus, als sie 
an Gewerbesteuer netto einnahmen. Demgegenüber gaben die Kommunen in Nordrhein-Westfalen 
43 Prozent ihrer Gewerbesteuereinnahmen nicht für Investitionen, sondern für andere Zwecke aus. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, 2016b 
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Abbildung 2.1-5: Gewogene Gewerbesteuerhebesätze nach Bundesländern 

für das Jahr 2016 in Prozent 

 
Datenbasis: 677 Gemeinden ab 20.000 Einwohnern. 

Quelle: DIHK 
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gegenüber 2016 mit einem Plus von 4,3 Prozent bei den Steuereinnahmen (Landtag Nordrhein-

Westfalen, 2016c). Für die Finanzpolitik eröffnen sich dadurch Möglichkeiten, zum Beispiel stär-

ker in die Bereiche Infrastruktur und Bildung zu investieren. 

 

Abbildung 2.1-6: Steuereinnahmen in Nordrhein-Westfalen 2010 bis 2016 

Index: 2010 = 100 

 
Quelle: Landtag Nordrhein-Westfalen, 2016a 

 

Allerdings entwickeln sich die Steuereinnahmen Nordrhein-Westfalens im Verhältnis zu anderen 

Bundesländern eher schwach. Dies zeigt sich an der sinkenden Finanzkraft des Landes, in die 

vor allem Lohn- und Einkommensteuer, Abgeltungs- und Kapitalertragssteuer, Körperschaft-

steuer, Gewerbesteuerumlage und reine Ländersteuern Eingang finden. Die dem Länderfinanz-

ausgleich zugrunde liegende Finanzkraft Nordrhein-Westfalens fällt im Vergleich der Bundes-

länder von 97,7 Prozent im Jahr 2014 auf 96,9 Prozent im Jahr 2015. Dies ist ein Indiz dafür, 

dass die Wirtschaftspolitik das Potenzial des Landes zurzeit nicht ausschöpft.  

 

Die zwischen Bund und Ländern im Oktober beschlossene Neuordnung des Länderfinanzaus-

gleichs wird die Einnahmeseite Nordrhein-Westfalens im Jahr 2020 aus heutiger Sicht um rund 

1,4 Milliarden Euro stärken. Diese Aussicht sollte jedoch nicht dazu führen, die Haushaltskonso-

lidierung zu vernachlässigen, zumal die Landesregierung die zusätzlichen Mittel größtenteils 

ohnehin bereits eingeplant hat (Landtag Nordrhein-Westfalen, 2016a, 35). Langfristig ist auch 

dieser Milliardenbetrag angesichts der immensen Herausforderungen nur ein Mosaiksteinchen 

auf dem Weg zu einer soliden Finanzpolitik.  
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2.2 Infrastruktur 

2.2.1 Verkehrsinfrastruktur 

Nordrhein-Westfalen wird wie kaum ein anderes Bundesland vom Verkehr geprägt, da es das 

logistische Herz des europäischen Wirtschaftsraumes bildet. Diese Lage birgt ein großes wirt-

schaftliches Potenzial, führt gleichzeitig aber auch zu großen Verkehrsmengen, welche die Ver-

kehrsinfrastruktur in Nordrhein-Westfalen erheblichen Belastungen aussetzen. In der Vergan-

genheit haben Land und Bund diesen Lasten bei ihren Investitionsentscheidungen zu wenig 

Rechnung getragen. Die Etats für die Verkehrswege wurden im Rahmen von Einsparbemühun-

gen eher gekürzt und nicht bedarfsgerecht aufgestockt. Da sich der bauliche Zustand nach ei-

ner ersten Schädigung fortwährend und immer schneller verschlechtert, steht das Land inzwi-

schen vor einem massiven Instandhaltungsdefizit. Zeitgleich wurde in Nordrhein-Westfalen 

massiv bei qualifiziertem Personal für Planung und Bauaufsicht gekürzt. Auch wenn das Land 

inzwischen gegensteuert, wird dieser Personalmangel die Investitionstätigkeit im Bereich Ver-

kehrsinfrastruktur auf absehbare Zeit deutlich behindern.  

 

So sind die Güterbahnstrecken nach Rotterdam und Antwerpen schon heute überlastet, wäh-

rend der Ausbau stockt. Der Ausbau der Verbindung nach Rotterdam über Oberhausen und 

Emmerich liegt weit hinter dem Zeitplan. Das wird zum Problem, da der Hafen Rotterdam den 

Anteil der Schiene am Hinterlandverkehr deutlich steigern will und mit weiterem Umschlags-

wachstum rechnet. Die Verbindung nach Antwerpen (Eiserner Rhein) hat es nicht einmal in den 

Entwurf des Bundesverkehrswegeplans geschafft. Damit dürfte für dieses Projekt erst nach 

2030 eine Chance auf Umsetzung bestehen. 

 

Der bestimmende Verkehrsträger, auf den das Land durch den Landesbetrieb Straßen.NRW 

zugleich den größten Einfluss ausüben kann, ist die Straße. Das Land verfügt über ein sehr 

dichtes Straßennetz für den überörtlichen Verkehr. Allerdings schrumpft dieses Netz seit der 

Wiedervereinigung langsam, aber beständig (Tabelle 2.2.1-1). 

 

Tabelle 2.2.1-1: Länge der Straßen des überörtlichen Verkehrs in Nordrhein-Westfalen 

in 1.000 km Länge 

 1992 2004 2014 

Insgesamt 29,9 29,7 29,6 

Bundesautobahnen 2,1 2,2 2,2 

Bundesstraßen 5,2 5,1 4,5 

Landesstraßen 12,6 12,7 13,1 

Kreisstraßen 9,9 9,8 9,8 

Quellen: BMVBS, 1996, 109; BMVI, 2016a, 102 

 

Während der Umfang der Netze seit Jahrzehnten stagniert, zeigen die Indikatoren für die Quali-

tät der Verkehrsinfrastruktur deutlich nach unten. So altert der Verkehrsinfrastrukturbestand im 

größten Bundesland schnell (Bardt et al., 2014, 75), da nach den Bauprogrammen der 1970er-

Jahre kaum in den Neubau von Straßen und Brücken investiert wurde. Nach 40 Jahren würden 

diese Bauten auch bei guter Pflege zur Sanierung anstehen. Da die Erhaltungsaufwendungen 
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aus Geldmangel unter dem eigentlichen Bedarf blieben, sieht sich Nordrhein-Westfalen jetzt ge-

rade bei den Brücken mit enormen Herausforderungen konfrontiert.  

 

Die Folgen dieser Politik zeigen sich im baulichen Zustand der Straßen. Dieser wird in Nord-

rhein-Westfalen regelmäßig unter Verwendung von Messfahrzeugen erfasst.1 Wie in Abbildung 

2.2.1-1 zu sehen ist, sind 17 Prozent der Autobahnen, 29 Prozent der Bundesstraßen und 

49 Prozent der Landesstraßen in einem bedenklichen Zustand. Bei schlechten Straßen sollten 

Planungen für Reparaturmaßnahmen aufgenommen werden, bei sehr schlechten Straßen wä-

ren eigentlich sogar umgehende Baumaßnahmen erforderlich. Diese notwendigen umfassen-

den Reparaturen werden die Kapazität der Straßen massiv einschränken. Auf stark belasteten 

Straßen wird Nichtstun, aber auch das Investieren in den Erhalt zukünftig zu vielen Staus füh-

ren. 

 

Abbildung 2.2.1-1: Schäden im nachgeordneten Straßennetz von Nordrhein-Westfalen 

Substanzwertbenotung Autobahnen (BAB), Bundes- (BS) und Landesstraßen (LS) 

 
Quellen: Landtag Nordrhein-Westfalen, 2015; Straßen.NRW, 2015b, 35 und 56 

 

Tatsächlich sind die Straßen in Nordrhein-Westfalen seit Jahrzehnten sehr hoch belastet. 

Betrachtet man die Entwicklung der Verkehrsmengen so zeigen sich in Nordrhein-Westfalen 

massive Steigerungen in den 1980er- und 1990er-Jahren. In dieser Zeit stieg die in Fahrzeug-

kilometern gemessene Verkehrsleistung in Nordrhein-Westfalen stark an. Auf den Autobahnen 

verdoppelte sich dieser Wert seit 1980, auf den Landesstraßen wuchs die Verkehrsmenge um 

65 Prozent und auf den Bundesstraßen betrug das Plus 35 Prozent. Im letzten Jahrzehnt war 

hingegen eine Stagnation zu beobachten (Abbildung 2.2.1-2). Hier ist auch die enorme Bedeu-

tung der Autobahnen abzulesen. Auf weniger als 15 Prozent des Netzes werden fast 60 Pro-

zent der Fahrleistungen erbracht. 

                                                
1Für eine Beschreibung der zugrundeliegenden Verfahren im Zuge einer Zustandsbewertung von überört-
lichen Straßen siehe Straßen.NRW, 2015b, 19 ff. 
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Abbildung 2.2.1-2: Zeitliche Entwicklung der Verkehrsmenge  

Jahresfahrleistung in Milliarden Kfz-Kilometern in Nordrhein-Westfalen nach Straßentypen 

 

Quellen: Mbwsv, 2005, 2; Mbwsv, 2016, 4 

 

Die gesamte Fahrleistung in Nordrhein-Westfalen stagniert seit 2004 zwar, punktuell legten die 

Verkehrsmengen aber von einem bereits sehr hohen Niveau noch erheblich zu, wie sich bei au-

tomatisierten Verkehrszählungen nachweisen lässt: Eine durchschnittliche Autobahn in Nord-

rhein-Westfalen wurde 2015 (2004) an einem Wochentag von 64.988 (64.342) Fahrzeugen be-

fahren (Mbwsv, 2016,1; Mbwsv, 2005,1). Ausgehend von einer Woche einschließlich Samstag 

und Sonntag lag die durchschnittliche Verkehrsstärke (DtV) bei etwas mehr als 59.000 Fahrzeu-

gen pro Tag. An Brennpunkten wie dem Dreieck Heumar ist die Zahl der Fahrzeuge von 

153.000 im Jahr 2004 auf 185.000 im Jahr 2014 gestiegen.  

 

Zur Einordnung: Eine vierspurige Autobahn gilt bei 65.000 Fahrzeugen pro Tag als überlastet, 

eine sechsspurige Autobahn ab 100.000 Fahrzeugen. Baustellen oder ein hoher Anteil von 

Schwerlastverkehr senken diese Überlastungsschwellen ab. Gerade beim Schwerlastverkehr 

liegt Nordrhein-Westfalen deutlich über dem Bundesdurchschnitt. Hervorzuheben ist Oberhau-

sen-Holten, wo über 25.000 Lkw pro Tag registriert werden. 

 

Vergleicht man diese Belastungszahlen mit den Werten aus anderen Teilen der Republik, so 

zeigt sich, dass Nordrhein-Westfalen neben Baden-Württemberg einen Spitzenplatz bei der 

Nutzung von Autobahnen und Bundesstraßen einnimmt. Wie der Abbildung 2.2.1-3 zu entneh-

men ist, liegt die durchschnittliche tägliche Verkehrsstärke auf Bundesebene bei 48.800 Fahr-

zeugen und damit gut 18 Prozent unter dem Belastungsniveau in Nordrhein-Westfalen. Be-

trachtet man lediglich die Wochentage, so steigt der Unterschied zwischen dem Bundesdurch-

schnitt und Nordrhein-Westfalen sogar auf 23 Prozent an, was darauf hindeutet, dass der Be-

rufsverkehr in Nordrhein-Westfalen besonders stark ist.  
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Auch die Bundesstraßen in Nordrhein-Westfalen werden deutlich stärker genutzt als im Bundes-

durchschnitt, allerdings sind die Abweichungen zum Bund hier nicht so groß. Im Vergleich mit 

anderen großen Bundesländern zeigt sich ebenfalls, dass Nordrhein-Westfalen Spitzenlasten 

bei der DtV zu tragen hat. Von den großen Flächenländern meldet Baden-Württemberg noch 

leicht höhere Verkehrsstärken auf seinem vergleichsweise kleinen Autobahnnetz. Bayern hinge-

gen bewegt sich deutlich unter den Belastungszahlen von Nordrhein-Westfalen. 

 

Abbildung 2.2.1-3: Spitzenbelastungen auf Bundesstraßen und Autobahnen 

DtV in Anzahl Kfz/24h 

 
Quellen: Mbsv, 2016,1; BMVI, 2016a, 109; Regierungspräsidium Tübingen, 2016, 8; Oberste Baubehörde 
im Bayerischen Staatsministerium des Innern, für Bau und Verkehr, 2015, 6 

 

Festzuhalten ist, dass die Verkehrsmenge in Nordrhein-Westfalen seit einem Jahrzehnt auf sehr 

hohem Niveau stagniert und auf Brennpunktstrecken die Kapazitätsgrenzen weit überschreitet 

und weiter wächst. Diese Stagnation ist aber keine gute Nachricht, denn die Kapazitäten der 

Infrastruktur waren bereits 2004 mehr als ausgelastet und seither sind die realen Kapazitäten 
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Infrastrukturfinanzierung 

Schon im Jahr 2000 ermittelte die Pällmann-Kommission, dass der Bund pro Jahr 7 Milliarden 

Euro in seine gesamten Fernstraßen investieren müsste. Im Jahr 2012 setzte die Daehre-

Kommission diesen Betrag allein für Erhaltungsmaßnahmen an. Wie Abbildung 2.2.1-4 zeigt, 

lagen die Investitionen in diesem Jahrtausend nie auch nur in der Nähe der Bedarfsschätzun-

gen und auch die Planungen für die kommenden Jahre versprechen trotz steigender Investi-

tionen keine echte Abhilfe. Vielmehr bewegte sich der Haushaltsansatz des Bundes für In-

vestitionen in die Fernstraßen in der jüngeren Vergangenheit stabil zwischen 5 und 5,5 Milli-

arden Euro pro Jahr, also in etwa 2 Milliarden Euro unterhalb der Bedarfsschätzung. 

 

Abbildung 2.2.1-4: Investitionen des Bundes in die Bundesfernstraßen – insgesamt 

in Milliarden Euro – Stand Juli 2016 

 
Quellen: Promobilität, 2015; Statistisches Bundesamt, 2016a, 16; Institut der deutschen Wirtschaft Köln 

 

Allerdings waren die Baukosten in diesem Zeitraum keineswegs konstant. Der Baukostenindex 

,,Straße‘‘ des Statistischen Bundesamtes liegt heute ungefähr ein Drittel über dem Wert von 

2000. Die Menge der Bauleistungen, die der Bund für einen Euro einkaufen konnte, ist also um 

ein Drittel zurückgegangen. Zusammen mit konstanten Ausgaben ergibt das einen kräftigen re-

alen Investitionsrückgang im Zeitraum von 2002 bis 2015 (Abbildung 2.2.1-4). Der Bund will 

jetzt mit höheren Investitionen bis 2020 gegensteuern. Doch selbst unter der Annahme, dass 

die Baukosten bis 2020 auf dem Niveau von 2015 verharren, wird durch die zusätzlichen Mittel 

gerade einmal der Preiseffekt der Vorjahre ausgeglichen und das reale Investitionsniveau sollte 

sich in etwa auf dem Wert von 2003 einpendeln.  

 

Positiv ist zu vermerken, dass auch Nordrhein-Westfalen von den höheren Bundesinvestitionen 

profitieren soll. So stellt der Bund im Jahr 2016 für die Bundesfernstraßen in Nordrhein-West-

falen circa 26 Prozent mehr Geld bereit als 2015. Die Masse davon geht in Erhaltungsmaßnah-

men. Für den Kapazitätsaufbau stehen lediglich 80 Millionen zur Verfügung. Insgesamt vollzieht 
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der Bund eine Kehrtwende, sodass zumindest der Substanzverlust im größten Bundesland ge-

stoppt werden könnte.  
 

Abbildung 2.2.1-5: Investives Bauvolumen für Straßen von Bund und Land in Nordrhein-
Westfalen 

Index: 2002 = 100 

 
Quellen: Bauwirtschaft Rheinland-Pfalz, 2016; Straßen.NRW, 2011, 8; Straßen.NRW, 2015a, 8; Statisti-
sches Bundesamt, 2016a, 16 

 

Der Baupreiseffekt sorgt bei den Landesstraßen für noch deutlich größere Probleme (Abbildung 

2.2.1-5). Da das Land Nordrhein-Westfalen die nominalen Investitionen zwischen 2002 und 

2016 nur um etwas mehr als 13 Prozent gesteigert hat, steht dem wegen Alterung und Abnut-

zung der Infrastruktur gestiegenen Bedarf eine um gut 15 Prozent gesunkene reale Investitions-

summe gegenüber. Der Ausblick für die Landesstraßen ist dementsprechend eher negativ. In 

Anbetracht der Erschließungsfunktion, die Landesstraßen für ländliche Gebiete haben, er-

wächst hier für die verschiedenen Regionen Nordrhein-Westfalens ein massives Problem. 

 

Der investive Nachholbedarf wird auf ungefähr 550 Millionen Euro geschätzt (Straßen.NRW, 

2015b), womit er sich seit 2004 um etwa 70 Prozent gesteigert hat. Die Unterfinanzierung der 

Landesstraßen in Nordrhein-Westfalen war im letzten Jahrzehnt also noch gravierender als im 

Bund. Die Politik der Unterfinanzierung wird auf Landesebene voraussichtlich fortgesetzt. Zwar 

sieht der Landesstraßenetat 2016 mit 115 Millionen Euro den höchsten Haushaltsansatz aller 

Zeiten für Erhaltungsmaßnahmen an den Landesstraßen vor. Doch damit ist er noch immer weit 

von einem bedarfsgerechten Ansatz entfernt. Die Straßenverwaltung hat ermittelt, dass 195 Mil-

lionen Euro pro Jahr notwendig wären, um bei den Landesstraßen langfristig den baulichen Zu-

stand des Jahres 2011 wieder zu erreichen (Landtag Nordrhein-Westfalen, 2015, 4), also etwa 

70 Prozent mehr als der Landtag bewilligt hat.  
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Straßen.NRW hat verschiedene Finanzierungsszenarien untersuchen lassen, darunter eines, 

das bis 2028 jährliche Erhaltungsinvestitionen in Höhe von 110 bis 120 Millionen Euro annimmt. 

Die aus diesem Szenario folgende Zustandsentwicklungsprognose ist in Abbildung 2.2.1-6 dar-

gestellt. Hier zeigt sich, dass bei gegebener Finanzausstattung mit einer massiven Verschlech-

terung des Zustandes der Landesstraßen in Nordrhein-Westfalen zu rechnen ist. 

 

Abbildung 2.2.1-6: Zustandsentwicklungsprognose für Landesstraßen in Nordrhein-
Westfalen 

Substanzwertklassifikation im Finanzierungsszenario 2 in Prozent 

 

Quelle: Landtag Nordrhein-Westfalen, 2015, 3 

 

In der Summe ist davon auszugehen, dass auch künftig weder Erhalt noch Ausbau der Straßen 

in Nordrhein-Westfalen ausreichend finanziert sind. Zeitgleich wird vor allem im Güterverkehr 

mit weiter steigenden Verkehrsmengen auf den Routen des Seehafenhinterlandverkehrs ge-

rechnet. 

 

Im Zusammenhang mit dem Nachholbedarf im Verkehrswegebereich sollte in die Überlegung 

einbezogen werden, inwieweit private Finanziers an einzelnen Investitionen beteiligt werden 

können. Dies kann entweder über ÖPP-Projekte oder mittels einer Infrastrukturgesellschaft er-

folgen. Hier lohnt sich ein vertiefender Blick auf die Bundesebene. Dort hat eine Expertenkom-

mission im Auftrag des Bundeswirtschaftsministeriums nach österreichischem Vorbild den Auf-

bau einer Infrastrukturgesellschaft zur Sanierung von Straßen vorgeschlagen. Dabei sollen ne-

ben den Mauteinnahmen auch private Finanziers an den Kosten beteiligt werden (Enquete-

kommission des Landtags NRW, 2015, 223). In diesem Zusammenhang kann die Gründung 

einer unter staatlicher Regelung stehenden privatrechtlichen Infrastruktur-gesellschaft, wie es 

die Neuregelung zu den Bund-Länder-Finanzen vorsieht, ein wichtiger Schritt sein. Allerdings 

darf dies nicht zum Ausbau von Schattenhaushalten führen. 
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Engpassfaktor Bauingenieure 

Der Mangel an Investitionsmitteln war über lange Zeit das alles überdeckende Problem. Inzwi-

schen ist aber zu konstatieren, dass der Mangel an Planern und Ingenieuren in den Straßen-

bauverwaltungen der Länder mehr und mehr das Hauptproblem darstellt. Die Zahl dieser Spezi-

alisten wurde in der öffentlichen Verwaltung im Laufe zahlreicher Sparrunden massiv reduziert. 

 

Die Folgen dieses Personalabbaus stellen inzwischen die Arbeitsfähigkeit mancher Landes-

straßenbaubehörde in Frage. Im Jahr 2015 konnten diverse Bundesländer die ihnen zustehen-

den Investitionsmittel aus dem Bundesfernstraßenetat nicht komplett abrufen, da es an bauferti-

gen Projekten mangelte. Besonders betroffen sind die kleineren Flächenstaaten, die über ein 

jährliches Bauvolumen von unter 250 Millionen Euro verfügen könnten (Abbildung 2.2.1-7). 

 

Die nicht abgerufenen Gelder gehen zusammen mit den nicht genutzten Investitionsmitteln der 

Bahn an das BMVI zurück. Dieses kann die Gelder aber neu zuteilen, wenn ein Land noch über 

baufähige Projekte verfügt. So können manche Ländern ihre Zuweisung überziehen. Der größte 

Profiteur dieser Situation ist Bayern. Dort wurde nicht so radikal beim Personal gekürzt wie in 

den anderen Ländern. Daher verfügt der Freistaat noch über einen Bestand an baufertigen Pro-

jekten. Im Bundesvergleich konnte Nordrhein-Westfalen seine Zuweisungen ebenfalls überzie-

hen. Beschränkt man den Vergleich aber auf die anderen großen Flächenländer, die auch über 

größere Verwaltungen und mehr Straßen verfügen, fällt das Fazit weniger positiv aus. Von den 

Zusatzmitteln, die Bayern, Niedersachsen oder Baden-Württemberg generieren konnten, ist 

Nordrhein-Westfalen noch weit entfernt und liegt unter dem Bundesdurchschnitt. 

 

Abbildung 2.2.1-7: Mittelabruf nach Bundesländern  

Ausschöpfen des Investitionsrahmens im Bundesstraßenetat im Jahr 2015 

 
 Quelle: Promobilität, 2015 

 
Das im Vergleich mit Bayern schwache Abschneiden ist stark auf die Personalsituation in Nord-

rhein-Westfalen zurückzuführen. Hier mangelt es – wie schon erwähnt – an Fachpersonal. Der 

Landesbetrieb Straßen.NRW hat zwischen 2001 und 2013 seinen Personalbestand linear um 

1,5 bis 1,8 Prozent pro Jahr abgebaut. Dieser Abbau macht auch vor den Ingenieuren nicht 

halt, die für die Erstellung von Baurecht zuständig sind. Wie Abbildung 2.2.1-8 zeigt, sank die 

Zahl der Ingenieure bei Straßen.NRW zwischen 20062 und 2013 um mehr als 10 Prozent. Da 

                                                
2 Ältere Daten liegen der Landesregierung wegen einer Softwareumstellung nicht mehr vor. 

-19%

-42%

-10%

1%

-5%
-11% -10% -12%

-4%

7%

20%

-1%

9%
3% 2% 4%

-50%

-40%

-30%

-20%

-10%

0%

10%

20%

30%

BE HB HH BB MV SH SL SN ST TH BW BY HE NI NW RP
Ø

Bund



Institut der deutschen Wirtschaft Köln  Wirtschaftliche Situation Nordrhein-Westfalens 

Gutachten Seite 23 von 57 

zeitgleich die Planungsvorgänge immer komplexer geworden sind, kommt es zu immer größe-

ren Verzögerungen bei der Erteilung von Baurecht, und die Zahl der umsetzungsfähigen Pro-

jekte kann mit dem Bedarf nicht mithalten. Besonders deutlich wurde dieses Problem im Jahr 

2013, als Nordrhein-Westfalen mangels baufertiger Projekte 43 Millionen Euro an den Bund zu-

rückgeben musste. 

Seit diesem Weckruf versucht die Landesregierung die Kapazitäten wieder aufzustocken. Eine 

Maßnahme bestand darin im Jahr 2014 der DEGES (Deutsche Einheit Fernstraßenplanungs- 

und -bau GmbH) beizutreten. Damit konnten auch in Nordrhein-Westfalen Bauprojekte an diese 

im öffentlichen Besitz befindliche Projektmanagementgesellschaft ausgelagert werden. Aktuell 

betreut die DEGES acht Fernstraßenprojekte in Nordrhein-Westfalen, von denen fünf mit der 

Sanierung oder dem Ersatz von Brücken befasst sind. Dies deutet darauf hin, dass es insbe-

sondere an Fachleuten für den Brückenbau bei Straßen.NRW mangeln könnte. Doch auch ab-

seits dieser Spezialqualifikationen fehlen dem Landesbetrieb Ingenieure. Aber auch wenn das 

Land jetzt einstellen will, um diese Mängel zu beheben, steht es vor massiven Problemen bei 

der Personalgewinnung. Allein 2016 will das Land 105 Ingenieure bei Straßen.NRW einstellen, 

wobei es auch darum geht, zahlreiche altersbedingte Austritte zu kompensieren. Der Markt für 

Bauingenieure ist allerdings aufgrund des Baubooms und schwacher Absolventenzahlen sehr 

eng.  

 

Erschwerend kommt hinzu, dass die nach Tarif (TVL-11) ausgeschriebenen Stellen am Markt 

derzeit kaum konkurrenzfähig sind. Aus diesen Gründen stößt das Land bei der Rekrutierung 

auf erhebliche Probleme. Bis Ende August konnten erst 43 von 105 Stellen besetzt werden. Ein 

rascher Personalaufbau zur Beseitigung des Fachkräftemangels wird also alles andere als ein-

fach. Aber auch die langfristigen Aussichten sind bedenklich. Das Land schätzt selber, dass es 

künftig etwa 500 neue Ingenieure benötigt, um die im Bundesverkehrswegeplan 2030 aufge-

führten Projekte abarbeiten zu können (WAZ, 2016). Bei der heutigen Marktlage ist das ein sehr 

ambitioniertes Vorhaben, das ohne eine spürbare Attraktivitätssteigerung der ausgeschriebenen 

Stellen schwer umsetzbar sein wird. 

 

Abbildung 2.2.1-8: Ingenieure beim Landesbetrieb Straßen.NRW 

VZÄ = Vollzeitäquivalente 

 

Quelle: Landtag Nordrhein-Westfalen, 2016b 
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2.2.2 Digitale Infrastruktur 

Für eine moderne Volkswirtschaft ist eine leistungsfähige Netzinfrastruktur unerlässlich. Gerade 

Unternehmen mit zunehmend digital ausgerichteten Geschäftsmodellen, beispielsweise basie-

rend auf der Erhebung und Auswertung großer Datensätze (Big Data), benötigen eine langfris-

tig hohe Upload- und Downloadgeschwindigkeit. Die zunehmende digitale Vernetzung mit Zulie-

ferern und Kunden verstärkt diesen Bedarf. Tabelle 2.2.2-1 vergleicht die Breitbandversorgung 

der Privathaushalte und Unternehmen in den Bundesländern (außer Stadtstaaten) gemessen 

am prozentualen Anteil der Haushalte, denen Internet mit mindestens 50 Mbit/s (Download) zur 

Verfügung steht (höchste Klasse der Verbindungsqualität).  

 

Eine Überschätzung der Versorgungssituation aufgrund der selektiven Samples von bundesweit 

350 Telekommunikationsunternehmen ist möglich. Außerdem stellen die Zahlen den theoreti-

schen Versorgungsgrad dar, die vertraglich vereinbarte Bandbreite liegt bei vielen Haushalten 

darunter. Die gewerbliche Breitbandverfügbarkeit (symmetrische Bandbreite/maximale Upload-

bandbreite) liegt nicht in regional differenzierten Daten vor, weshalb die Breitbandverfügbarkeit 

für die Privathaushalte als Proxy dienen soll, um Aussagen für die Unternehmen zu machen. 

Ergänzt wird diese um die Privatverfügbarkeit an Gewerbestandorten: Gerade kleinere Firmen 

greifen häufig auf Breitbandanschlüsse auf Basis von Privatkundenprodukten zurück. 

 

Tabelle 2.2.2-1: Theoretischer Versorgungsgrad mit Breitbandinternet 

Anteil der Privathaushalte (letzte Spalte: Unternehmen), denen Breitbandinternet mit 50 Mbit/s 
zur Verfügung steht 

Bundesland Insgesamt Städtisch Halbstädtisch Ländlich Gewerbestandorte 

Nordrhein-Westfalen 76,2 84,3 52,9 40,8 71 

Baden-Württemberg 71,6 83,3 62,6 34,5 67 

Bayern 68,4 88,8 61,2 32,1 66 

Brandenburg 55,4 82,4 61,6 31,5 51 

Hessen 72,1 86,7 56,3 28,9 69 

Mecklenburg-Vorpommern 52,5 90,1 58,3 15,4 49 

Niedersachsen 71,1 91,8 69,3 35,4 67 

Rheinland-Pfalz 69,0 86,7 62,2 36,5 65 

Saarland 70,9 77,5 60,9 - 71 

Sachsen 49,6 72,7 30,6 11,5 47 

Sachsen-Anhalt 41,9 64,0 47,8 17,4 39 

Schleswig-Holstein 74,6 91,2 67,3 28,5 71 

Thüringen 50,4 76,0 49,2 22,5 48 

Bundesweit 70,1 85,8 58,4 28,3 67 

Städtisch: Gemeinden mit Bevölkerung ≥ 500 Einwohner/km²; halbstädtisch: Bevölkerung ≥ 100 und 
< 500 Einwohner/km²; ländlich: Bevölkerung <100 Einwohner/km².  

Quellen: BMVI/TÜV Rheinland (2015); Institut der deutschen Wirtschaft Köln 
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76 Prozent der Privathaushalte in Nordrhein-Westfalen haben theoretisch Zugang zu schnellem 

Internet, der höchste Anteil unter den Flächenländern. Die Privatverfügbarkeit an Gewerbe-

standorten in Nordrhein-Westfalen liegt mit 71 Prozent bundesweit an der Spitze mit dem Saar-

land und Schleswig-Holstein. Daraus lässt sich allerdings nicht schließen, dass Nordrhein-West-

falen bezüglich der Breitbandversorgung einen deutlichen Standortvorteil gegenüber anderen 

Bundesländern hat. Es profitiert in der Statistik von seiner städtischen Struktur (vergleiche auch 

RWI, 2016, 16) – Nordrhein-Westfalen ist unter den Flächenländern das mit Abstand am dich-

testen besiedelte Land.  

 

Generell sind Breitbandverfügbarkeit und regionaler Verdichtungsgrad positiv korreliert, was un-

ter anderem an den Kosten des Leitungsbaus liegt, denn der Großteil der Breitbandversorgung 

basiert auf leitungsgebundenen Technologien wie DSL/VDSL, FTTH/B (Glasfasertechnologie 

bis zum Gebäude), CARV (Kabelnetz) und Powerline (siehe BMVI/TÜV Rheinland, 2015, 5). Je 

höher die Bevölkerungsdichte, desto mehr Einwohner können pro Meile per Glasfaserkabel ver-

sorgt werden. 

 

Vergleicht man die einzelnen Kategorien der Gemeindeprägung, verschlechtert sich der positive 

Gesamteindruck von der Breitbandversorgung Nordrhein-Westfalens. Im städtischen Bereich 

belegt Nordrhein-Westfalen mit 84 Prozent nur Rang 7, im halbstädtischen Raum Rang 10. Im 

ländlichen Raum liegt Nordrhein-Westfalen mit knapp 41 Prozent vorne, allerdings fallen nur 

14 Gemeinden in Nordrhein-Westfalen in diese Kategorie (RWI, 2016, 16). Selbst der geringe 

Anteil an ländlichem Raum ist in Nordrhein-Westfalen deutlich weniger dünn besiedelt als in an-

deren Bundesländern.  

 

Oft fallen das Versorgungsangebot und die Versorgungslage auseinander. Laut Bitkom sind 

viele mittelständische Unternehmen mit wesentlich geringeren Geschwindigkeiten unterwegs, 

als es bereits heute möglich wäre. Ein Viertel der Unternehmen mit weniger als 500 Mitarbeitern 

nutzt laut einer Studie Übertragungsraten bis zu zehn Megabit pro Sekunde, rund 60 Prozent 

surfen mit zehn bis 50 Mbit/s. Lediglich 7 Prozent nutzen eine Internetanbindung mit mehr als 

50 Mbit/s (Bitkom, 2016). Auch viele Handwerksunternehmen der Handwerkskammer zu Köln 

geben an, keinen Breitbandanschluss zu haben, obwohl die Region laut Breitbandatlas mit 

Breitbandinternet versorgt wird (HWK Köln, 2015). 

 

Vor diesem Hintergrund besteht in Nordrhein-Westfalen nicht nur absolut, sondern auch relativ 

zu den anderen Bundesländern ein dringender Ausbaubedarf bezüglich der Breitbandversor-

gung, vor allem im ländlichen Raum und in Gewerbe- und Industriegebieten. Eine sehr gute 

Breitbandversorgung ist besonders notwendig, um den Wirtschaftsstandort Nordrhein-Westfalen 

zu fördern. Deutschlandweit sehen 57 Prozent der Unternehmen die mangelnde Breitbandver-

sorgung als Innovationshemmnis. Kleine Unternehmen mit zehn bis 20 Mitarbeitern leiden be-

sonders darunter (74 Prozent). Größere Unternehmen sind finanziell eher in der Lage, sich an 

den Ausbaukosten der Telekommunikationsanbieter zu beteiligen (DIHK, 2015, 4). Laut dem 

IW-Unternehmervotum halten deutschlandweit zwei Drittel der befragten Unternehmen die un-

zulängliche Breitbandversorgung für das Haupthemmnis auf dem Weg zur Industrie 4.0. Der 

Standortfaktor der Breitbandverfügbarkeit hat in den vergangenen Jahren an Bedeutung ge-

wonnen. Bereits 2014 hat eine Befragung der IHK Karlsruhe gezeigt, dass für mehr als 60 Pro-

zent der Unternehmen die Verfügbarkeit von schnellem Internet großen oder entscheidenden 

Einfluss auf die nächste Standortentscheidung hat (IHK Karlsruhe, 2014). 
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Dass viele Unternehmen breitbandtechnisch unter ihren Möglichkeiten bleiben, kann auch damit 

zu tun haben, dass die Notwendigkeit einer schnellen Verbindung nicht gesehen wird, weil es 

Schnittstellenprobleme gibt. Der Austausch von großen Datenmengen zwischen einem Unter-

nehmen und seinen Kunden und Zulieferern ist nur möglich, wenn diese auch über eine 

schnelle Internetverbindung verfügen. Breitband bleibt daher die Grundlage für eine digitale Zu-

kunft. Die Gigabit-Strategie der Landesregierung, die unter anderem eine flächendeckende 

glasfaserbasierte Versorgung bis 2026 vorsieht, unterstreicht die Wichtigkeit des Breitbandan-

schlusses für Unternehmen (MWEIMH NRW, 2016; Landesregierung Nordrhein-Westfalen, 

2016a).  

 

Abbildung 2.2.2-1 zeigt die Breitbandversorgung von Privathaushalten in Nordrhein-Westfalen, 

die große regionale Unterschiede aufweist. Näherungsweise kann das Versorgungsniveau auf 

die Situation der Unternehmen übertragen werden. Eine Anhebung und Angleichung der Ver-

sorgungsqualität ist daher nötig, damit die Unternehmen die Möglichkeiten des Internets voll 

ausschöpfen können.  

 

Abbildung 2.2.2-1: Theoretischer Versorgungsgrad der Privathaushalte mit Breitband- 
internet in Nordrhein-Westfalen 

Anteil der Privathaushalte in Nordrhein-Westfalen, denen Breitbandinternet mit einer Mindest-
bandbreite von 50 Mbit/s im Download zur Verfügung steht (je gelblicher die Einfärbung, desto 
höher der Anteil) 

 
Quelle: BMVI (2016b) 

 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen will bis 2018 eine Breitbandversorgung mit einem 

Downloadvolumen von mindestens 50 Mbit/s erwirken. Mittelfristig soll eine glasfaserbasierte 

Infrastruktur mit Bandbreiten von mehr als 100 Mbit/s flächendeckend erreicht werden (Landes-

regierung Nordrhein-Westfalen, 2015c). Nordrhein-Westfalen bietet durch seine relativ hohe 
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durchschnittliche Bevölkerungsdichte sehr gute Voraussetzungen für den Breitbandausbau, da-

her hätten auch ambitioniertere Ziele gesetzt werden können als flächendeckende 50 Mbit/s bis 

2018. 

 

Zwischen 2016 und 2018 will die Landesregierung den Kommunen rund 500 Millionen Euro 

Fördermittel für den Breitbandausbau bereitstellen, ungefähr die Hälfte davon steuert der Bund 

bei (Landesregierung Nordrhein-Westfalen, 2015c). Für einen vollständigen Glasfaserausbau 

werden jedoch weitere Mittel benötigt. 
 

2.3 Bildung und Innovation 

Neben unzureichenden Investitionen in die Infrastruktur weist das Bildungssystem in Nordrhein-

Westfalen Schwächen auf. Dies betrifft alle Stufen von der frühkindlichen Phase bis hin zum 

Übergang von der Universität in den Arbeitsmarkt. 

 

2.3.1 Frühkindliche Förderung, Schule und Hochschule 

Frühkindliche Förderung 

Der Ausbau der frühkindlichen Förderung leistet einen signifikanten Beitrag zur Steigerung des 

Wachstums, dem Abbau von Bildungsarmut und der besseren Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf. Dazu bewirkt er eine Senkung von Kinderarmut insbesondere in Alleinerziehendenfami-

lien, eine Erhöhung von Kompetenzen der Kinder in den Bereichen Lesen, Mathematik und Na-

turwissenschaften und führt langfristig zu einer hohen fiskalischen Rendite (Anger et al., 2012; 

Slupina/Klingholz, 2013; Esselmann/Geis, 2014).  

 

Vorschulische Bildung kann entscheidend dazu beitragen, vor allem benachteiligte Kinder gut 

auf ihre spätere Schullaufbahn vorzubereiten (Eurydice, 2009; Spieß/Zambre, 2016). Daher 

sollte auch die Qualität früher Bildungsangebote verstärkt in den Blick genommen werden 

(Spieß, 2013). 

 



Institut der deutschen Wirtschaft Köln  Wirtschaftliche Situation Nordrhein-Westfalens 

Gutachten Seite 28 von 57 

Abbildung 2.3.1-1: Besuchsquote in der frühkindlichen Bildung 

Anteile in Prozent 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt 

 

Der Anteil der Kinder im Alter von unter sechs Jahren, die ein Betreuungsangebot besuchen 

(Besuchsquote), steigt seit dem Jahr 2007 sowohl in Nordrhein-Westfalen als auch in Deutsch-

land insgesamt konstant an (Abbildung 2.3.1-1). Die Besuchsquote der Kinder im Alter von un-

ter drei Jahren hat sich in Nordrhein-Westfalen von 6,9 Prozent im Jahr 2007 auf 25,9 Prozent 

im Jahr 2015 erhöht, lag jedoch deutlich unter der entsprechenden Quote für Deutschland im 

Jahr 2015 (32,9 Prozent). Kinder im Alter von drei bis unter sechs Jahren besuchten in Nord-

rhein-Westfalen im Jahr 2007 zu 85,8 Prozent ein Betreuungsangebot, im Jahr 2015 waren es 

94,5 Prozent. Dieser Wert liegt nahe am Bundesdurchschnitt von 94,9 Prozent. Nordrhein-

Westfalen sollte vor allem das Angebot an Plätzen für unter 3-Jährige deutlich erhöhen. Dane-

ben ist im Zuge der Flüchtlingsmigration einem zusätzlichen Bedarf an Betreuungsplätzen 

nachzukommen. Da in Nordrhein-Westfalen überproportional viele Flüchtlinge leben, sind insbe-

sondere Investitionen in die frühkindliche Förderung notwendig (Anger et al., 2016a). 

 

Im Bereich der Qualität der KITAs zeigt sich, dass im Zeitraum von 2007 bis 2015 sowohl auf 

Bundesebene (von 3,5 Prozent auf 6,8 Prozent) als auch in Nordrhein-Westfalen (von 3,0 Pro-

zent auf 6,0 Prozent) der Anteil des akademisch qualifizierten Personals am Gesamtpersonal 

der Kitas gestiegen ist (Sonderauswertung Thüringer Landesamt für Statistik). Auch hier sind 

weitere Investitionen nötig, zumal Nordrhein-Westfalen weiter unter dem Bundesdurchschnitt 

liegt.  

 

Dabei muss im Zuge der Flüchtlingsmigration darauf geachtet werden, dass die Flüchtlingskin-

der so auf die Gruppen verteilt werden, dass es nicht zu viele Kinder mit Migrationshintergrund 

in einer Gruppe werden und Deutsch Umgangssprache unter den Kindern bleibt. Auch sollten 
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die Erzieher mittels gezielter Fortbildungsangebote (Deutsch als Fremd-/Zweitsprache) auf den 

Umgang mit Kindern aus anderen Kulturkreisen vorbereitet werden (Anger et al., 2016a). 

Rahmenbedingungen an Schulen 

Betrachtet man die Rahmenbedingungen an den Schulen, so können zunächst Daten zu den 

Bildungsausgaben je Schüler betrachtet werden. Die Ausgaben je Schüler wurden in Nordrhein-

Westfalen in den letzten Jahren von 4.700 Euro im Jahr 2007 auf 5.700 Euro im Jahr 2013 er-

höht. Da die Bildungsausgaben je Schüler deutschlandweit im gleichen Zeitraum stärker gestie-

gen sind, ist der Abstand auf den Bundesdurchschnitt allerdings von 500 Euro auf 800 Euro an-

gewachsen (Abbildung 2.3.1-2). Zusammen mit dem Saarland weist Nordrhein-Westfalen damit 

den geringsten Wert aller Bundesländer auf. 

 

Abbildung 2.3.1-2: Entwicklung der Ausgaben für öffentliche Schulen je Schüler 

in Euro 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt 

 

Die Zunahme der Bildungsausgaben ist vor allem auf den Ausbau der Ganztagsschulen sowie 

auf bessere Betreuungsrelationen an Schulen zurückzuführen. Mit dem Besuch einer Ganz-

tagsschule sind zahlreiche positive Effekte verbunden. Vorteile bestehen beispielsweise in mehr 

Individualisierungsmöglichkeiten, einer stärkeren Schulentwicklungsorientierung, der Innovati-

ons- und Kooperationsbereitschaft des Lehrpersonals, einer besseren Lernkultur und Verzah-

nung des Unterrichts mit außerunterrichtlichen Angeboten und mehr Freiräumen für mehrdi-

mensionale Bildungsinhalte (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2016; StEG-Konsortium, 

2010; Klemm, 2013; Stötzel/Wagener, 2014; Allmendinger, 2015; Schulz-Gade, 2015). Zudem 
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können Ausgleichseffekte in Bezug auf herkunftsbedingte Ungleichheiten und eine bessere Ver-

einbarkeit von Familie und Beruf insbesondere für alleinerziehende Eltern erreicht werden 

(Züchner/Fischer, 2014). 

 

Mit Blick auf Nordrhein-Westfalen ist festzustellen, dass der Anteil der Schüler an Ganztags-

schulen in den letzten Jahren erheblich gewachsen ist. Besuchten im Jahr 2007 in Nordrhein-

Westfalen 23,7 Prozent der Schüler an allgemeinbildenden Schulen Ganztagseinrichtungen, so 

stieg die Quote im Jahr 2014 auf 44 Prozent (Abbildung 2.3.1-3).  

 

Insgesamt gab es auch in Deutschland einen deutlichen Ausbau der Ganztagsschulen; der An-

teil liegt im Durchschnitt leicht unter dem Wert von Nordrhein-Westfalen. Während im Jahr 2014 

der Anteil der Ganztagsschüler an Grundschulen mit 91,2 Prozent oberhalb des Durchschnitts-

werts in Deutschland lag (Deutschland: 53,3 Prozent), fiel der entsprechende Anteil an Real-

schulen mit 23,3 Prozent (Deutschland: 52,4 Prozent) und an Gymnasien mit 25,8 Prozent 

(Deutschland: 59,6 Prozent) niedriger aus. 

 

Abbildung 2.3.1-3: Anteil der Schüler an Ganztagsschulen an allen Schülern an allge-
meinbildenden Schulen  

Anteile in Prozent 

 
Quellen: Kultusministerkonferenz, 2010; Kultusministerkonferenz, 2015 

 

Die Rahmenbedingungen an Schulen werden auch von den Betreuungsrelationen beeinflusst. 

Neue Forschungsergebnisse kommen zu dem Ergebnis, dass ein positiver Effekt von kleinen 

Klassengrößen ausgeht, der maßgeblich auf ein Zusammenspiel aus Lehrintensität und ver-

brachter Zeit in kleinen Klassen zurückzuführen ist (Filges et al., 2015). 
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Die Betreuungsrelationen in Nordrhein-Westfalen stellen sich weniger günstig dar (Abbildung 

2.3.1-4). Auf einen Lehrer kommen rechnerisch vergleichsweise viele Schüler. In den letzten 

Jahren konnte Nordrhein-Westfalen den Betreuungsschlüssel allerdings verbessern und den 

Rückstand gegenüber dem Bundesdurchschnitt reduzieren – dennoch bleibt beim Handlungs-

feld der Betreuungsrelationen Nordrhein-Westfalen Schlusslicht in Deutschland (Anger et al., 

2016a).  

 

Vor dem Hintergrund der Flüchtlingsmigration und den damit verbundenen steigenden Schüler-

zahlen und Herausforderungen von Integration und Bildung ist die Lehrerzahl deutlich zu erhö-

hen. Auch sind aufgrund der ungünstigen aktuellen Betreuungsrelationen und der überproporti-

onalen Zuwanderung nach Nordrhein-Westfalen hier besondere Anstrengungen nötig. 

 

Abbildung 2.3.1-4: Schüler-Lehrer-Relation an allgemeinbildenden Schulen 

angeben in Schülern pro Lehrer 

 

Quelle: Kultusministerkonferenz, 2015 

Schulqualität 

Das Institut für Qualitätssicherung (IQB) untersuchte in Deutschland in den Jahren 2011 und 

2012 die Kompetenzen von Schülern in der 4. und in der 9. Jahrgangsstufe. Überprüft wurde, 

inwieweit die von der Kultusministerkonferenz verabschiedeten Bildungsstandards von den 

Schülern erreicht werden konnten (Stanat et al., 2012). In den Jahren 2011 und 2012 lagen die 

Kompetenzen der Schüler aus Nordrhein-Westfalen unterhalb des bundesdeutschen Durch-

schnitts (Abbildung 2.3.1-5). In der 9. Jahrgangsstufe erzielten die Schüler im Bereich Mathe-

matik 486 Punkte und im Bereich Naturwissenschaften 482 Punkte. Damit lagen sie signifikant 

unterhalb des Bundesdurchschnitts. Schlechter waren die durchschnittlichen Ergebnisse in Ma-

thematik lediglich in Bremen und Berlin, in Naturwissenschaften schnitt nur Bremen schlechter 

ab. Der Rückstand gegenüber den führenden Bundesländern beträgt über 50 Punkte – dies ent-

spricht einem Lernzuwachs von rund zwei Schuljahren.  
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Dieser Rückstand in Mathematik und Naturwissenschaften ist besonders vor dem Hintergrund 

der relevanten MINT-Qualifikationen für die Innovationsfähigkeit von Unternehmen (Erdmann et 

al., 2012) als negativ zu bewerten. Auch zeigt sich bei der Verfügbarkeit von IT-Experten, IT-

Facharbeitern und weiteren Indikatoren der technologischen Leistungsfähigkeit, dass Nord-

rhein-Westfalen innerhalb der westdeutschen Bundesländer Nachholbedarf hat (Anger et al., 

2016b). Die durchschnittlichen Kompetenzen im Bereich Lesen, Hören und Mathematik der 

Schüler in der 4. Jahrgangsstufe in Nordrhein-Westfalen unterschreiten zwar ebenfalls den 

deutschen Durchschnitt, weichen aber nicht signifikant vom bundesweiten Mittelwert ab. 

 

Abbildung 2.3.1-5: Durchschnittliche Kompetenzen der Schüler  

in Punkten 

 
Quellen: Stanat et al., 2012; Pant et al., 2013 

 

Der Anteil der Schüler, die durchschnittlich nur sehr geringe Kompetenzen aufweisen und somit 

die Minimalanforderungen nicht erfüllen können, die sogenannte Risikogruppe, ist in Nordrhein-

Westfalen relativ hoch. In der 4. Jahrgangsstufe lag der Anteil dieser Risikogruppe im Jahr 2011 

im Kompetenzbereich Hören mit 8,0 Prozent leicht über dem Bundesdurchschnitt von 7,4 Pro-

zent. Im Kompetenzbereich Lesen übertraf der Anteil der Risikoschüler (14,2 Prozent) den Bun-

desdurchschnitt (12,4 Prozent) um knapp 2 Prozentpunkte. Ebenso konnten im Bereich Mathe-

matik mit 13,0 Prozent mehr Kinder die Minimalanforderungen im Jahr 2011 in der 4. Jahr-

gangsstufe nicht erfüllen als im Bundesdurchschnitt mit 11,9 Prozent (Stanat et al., 2012).  
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Gemessen an der Größe der akademischen Wohnbevölkerung im Alter bis 65 Jahren bildet 
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Jahr 2014 gestiegen und lag jeweils 0,3 Prozentpunkte über dem Bundesdurchschnitt. Nord-

rhein-Westfalen trägt damit in großem Maße zur Ausbildung des akademischen Nachwuchses 

in Deutschland bei. Die starke Zunahme der Anzahl an Studierenden von 55 Prozent im Zeit-

raum von 2007 bis 2014 konnte jedoch nicht in gleichem Umfang durch eine Zunahme der An-

zahl an Professoren in Höhe von 28 Prozent begleitet werden, sodass im Jahr 2014 rechnerisch 

auf einen Professor 77 Studierende kamen – der höchste Wert der 16 Bundesländer (Deutsch-

land: 59,0). Im Jahr 2007 betrug die Betreuungsrelation an den Hochschulen noch 63,4 Studie-

rende pro Professor (Deutschland: 51,1). Die ungünstigen Betreuungsrelationen an Hochschu-

len führen auch dazu, dass gemessen an den Studierendenzahlen die laufenden Ausgaben 

(Grundmittel) je Studierenden an öffentlichen Hochschulen im Jahr 2012 die niedrigsten in 

Deutschland waren (Statistisches Bundesamt, 2015).  

 

Neben der Ausbildung der Studienanfänger aus Deutschland kann auch die Zuwanderung über 

die Hochschule einen wertvollen Beitrag dazu leisten, die Anzahl der verfügbaren Fachkräfte zu 

erhöhen (Demary et al., 2013). Ungefähr die Hälfte der Ausländer, die ihre Hochschulzugangs-

berechtigung im Ausland erworben hat (sogenannte Bildungsausländer), bleibt in Deutschland, 

wenn sie an einer deutschen Hochschule ihr Studium beendet. Zusätzlich gelingt die spätere 

Arbeitsmarktintegration leichter und häufig sogar erfolgreicher (Alichniewicz/Geis, 2013).  

 

Die Anzahl der Bildungsausländer ist im Zeitvergleich gestiegen. Der Anteil der Bildungsauslän-

der an allen Studierenden nahm dabei vom WS 2007/08 bis zum WS 2011/12 leicht ab und 

steigt seitdem wieder leicht an (Abbildung 2.3.1-6). In Nordrhein-Westfalen ist die Entwicklung 

ähnlich, jedoch liegt der Anteil konstant unterhalb des Bundesdurchschnitts. Im WS 2007/2008 

waren 8,9 Prozent der Studierenden in Nordrhein-Westfalen Bildungsausländer, im WS 

2014/2015 lag der entsprechende Anteil bei 7,9 Prozent. Beim Anwerben ausländischer Studie-

render sollte Nordrhein-Westfalen folglich deutlich stärkere Impulse setzen und einen überpro-

portionalen Anteil qualifizierter Zuwanderer gewinnen.  

 

Bei der Forschungsorientierung erreichen die Hochschulen in Nordrhein-Westfalen in verschie-

denen Indikatoren zumeist durchschnittliche Ergebnisse – die Drittmittel je Professor liegen 

leicht über dem Durchschnitt, Promotions- und Habilitationsquoten leicht darunter (Anger et al., 

2016a). Im Sinne einer innovationsorientierten Bildungspolitik wären hier bessere Ergebnisse 

wünschenswert. 
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Abbildung 2.3.1-6: Anteil der Bildungsausländer an den Studierenden 

Anteile in Prozent (WS = Wintersemester) 

 
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln auf Basis Statistisches Bundesamt 

 

2.3.2 Forschungsausgaben und Gründergeist 

Das aktuelle Bildungssystem leistet nicht die Voraussetzungen, um Nordrhein-Westfalen zu ei-

nem innovationsstarken Bundesland zu machen. Dazu passt ins Bild, dass die Rahmenbedin-

gungen für Forschung und Entwicklung (FuE) in Nordrhein-Westfalen offensichtlich für Unter-

nehmen vergleichsweise wenig attraktiv sind. Insgesamt belaufen sich die FuE-Ausgaben von 

Staat und Wirtschaft auf weniger als 2 Prozent der Wirtschaftsleistung, davon entfällt nur gut die 

Hälfte auf die Unternehmen (Abbildung 2.3.2-1). Im Bundesländervergleich geben die Unter-

nehmen in Nordrhein-Westfalen gemessen am BIP damit unterdurchschnittlich viel aus, bei-

spielsweise ist der Prozentsatz in Baden-Württemberg etwa dreimal so hoch (Stifterverband für 

die deutsche Wissenschaft, 2016).  

 

Wachstumsimpulse gehen von dieser Seite also kaum aus, obwohl das Land eine breit aufge-

stellte Transferlandschaft aufweist. Angesichts der nach Auffassung der Landesregierung dich-

testen Wissenschafts- und Forschungslandschaft in Europa – 70 Hochschulen, über 750.000 

Studierenden, über 60 Technologiezentren und 28 Technologietransferstellen sowie mehr als 

50 außeruniversitären Forschungseinrichtungen – ist dieses Ergebnis daher nicht zufriedenstel-

lend (Landesregierung Nordrhein-Westfalen, 2016a). Der Transmissionsriemen zur Übertra-

gung öffentlicher Forschungsleistungen aus Universitäten und Instituten in privatwirtschaftliche 

Innovationen läuft offenbar zum Teil nicht rund. Die Potenziale werden offensichtlich nicht ge-

nutzt; die Novellierung des Landeshochschulgesetzes aus dem Jahr 2014 könnte es sogar 

noch weiter erschweren, Synergieeffekte zwischen öffentlichen und privaten FuE-Ausgaben zu 

erzielen. Vor diesem Hintergrund sollten wachstumshemmende Lasten für die Unternehmen re-

duziert werden (vergleiche Kapitel 2.4.1). Zudem könnte die Verzahnung zwischen öffentlichen 

Forschungseinrichtungen und Privatunternehmen ausgebaut werden. 
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Abbildung 2.3.2-1: FuE-Aufwendungen nach Bundesländern 

als Anteil am regionalen BIP 2013 in Prozent 

 
Quelle: Stifterverband für die deutsche Wissenschaft 

 

Gleichzeitig wären Investitionen in FuE ein wichtiges Signal, um insbesondere junge Unterneh-

men anzuziehen und Existenzgründungen zu fördern, wodurch sich positive Effekte für den Ar-

beitsmarkt einstellen könnten (Enquetekommission des Landtags NRW, 2015, 13). Mehr inno-

vationsorientierte Investitionen könnten zu zehntausenden neuen Arbeitsplätzen führen 

(McKinsey&Company, 2013, 46). 

 

Bei der Gründungsaktivität liegt Nordrhein-Westfalen gemessen an der Bevölkerung im Er-

werbsalter mit rund 67.000 Existenzgründungen ungefähr im Bundesdurchschnitt (Abbil-

dung 2.3.2-2). Diese Platzierung ist jedoch weniger günstig zu bewerten, als sie auf den ersten 

Blick erscheint, da der hohe Urbanisierungsgrad eigentlich einen Platz direkt hinter den führen-

den Stadtstaaten erwarten ließe, was dem Nachbarland Hessen beispielsweise gelungen ist 

(KfW Gründungsmonitor, 2016; Landesregierung Nordrhein-Westfalen, 2016a). 
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Abbildung 2.3.2-2: Gründungsaktivität in den Bundesländern  

Anzahl Gründer je 1.000 Erwerbsfähige (Durchschnitt 2013 bis 2015) 

 
Quelle: KfW Gründungsmonitor 

 

Jedoch wird die Gründungsförderung des Landes deutschlandweit gemeinsam mit Rheinland-

Pfalz am schlechtesten beurteilt und erhält in der Befragung des Deutschen Startup-Monitors 

nur ein „ausreichend“ (Ripsas/Tröger, 2015, 52). Berlin hat sich neben München zum Zentrum 

innovationsstarker Start-ups der Digitalökonomie in Deutschland entwickelt, während die nord-

rhein-westfälischen Großstädte Köln, Düsseldorf und Dortmund gegenüber der Hauptstadt und 

der bayerischen Metropole zurückfallen (Bardt et al., 2014, 38).  

 

Der Stifterverband für die deutsche Wissenschaft (2014) hat die Gründungsbildung und -förde-

rung des Hochschulsystems in Deutschland einem Ländervergleich unterzogen, der für Nord-

rhein-Westfalen trotz der beträchtlichen Potenziale teils deutlich unterdurchschnittliche Werte in 

den zur Beurteilung herangezogenen Einzelfaktoren zeigt (Tabelle 2.3.2-1). Während nord-

rhein-westfälische Hochschulen bei den gründungsrelevanten Wahl- und Pflichtveranstaltungen 

sowie bei den Planstellen in der Gründungsförderung gut abschneiden, ist die Bewertung bei 

nahezu allen anderen Kriterien der Sensibilisierung und Verankerung an den Hochschulen und 

Universitäten sowie dem Bereich Beratung und Ausgründungen verbesserungsbedürftig. 
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Tabelle 2.3.2-1: Gründungsbildung und -förderung im Hochschulbereich 

 NRW Deutschland 

Sensibilisierung   

Gründungsrelevante Wahlpflichtveranstaltungen 
(SWS je 100 Studierende) 

7,1 2,3 

Gründungs- bzw. Ideenwettbewerbe (je Hochschule) 1,5 1,6 

Gründungsrelevante Pflichtveranstaltungen (SWS je 100 Studierende) 3,5 1,5 

Gründungsrelevante Studierendeninitiativen (je Hochschule) 1,0 0,8 

Verankerung   

Hochschulen mit Transferstrategie 
(in Prozent) 

21,7 42,2 

Anteil der Planstellen von Mitarbeitern in der Gründungsförderung 
(in Prozent) 

67,0 50,2 

Budget je Studierenden 
(in Euro) 

32,3 44,5 

Hochschulen mit Gründungslehrstuhl  
(in Prozent) 

22,2 26,0 

Hochschulen mit Zuordnung von Gründungsförderung im Rektorat  
(in Prozent) 

4,3 13,9 

Hochschulen mit Dokumentation der Ausgründungen (in Prozent) 45,5 66,3 

Beratung und Ausgründungen   

Zahl der betreuten Gründungsprojekte (je 1.000 Studierende) 2,5 5,9 

Mitarbeiter (Vollzeitäquivalente) in der Gründungsförderung  
(je 1.000 Mitarbeiter) 

0,3 0,4 

Anteil der Hochschulen mit Unterstützung bei der Gründungsfinanzierung 
(in Prozent) 

17,4 17,1 

Zahl der Ausgründungen (je 1.000 Studierende) 2,3 2,6 

Erfolgreiche Anträge bei Förderprogrammen (je 1.000 Studierende) 0,1 0,3 

Quelle: Ländercheck-Wissenschaft, Stifterverband für die deutsche Wissenschaft, 2014 

 

Auch die Selbstständigenquote liegt mit 10,3 Prozent der Erwerbstätigen unter dem deutschen 

Durchschnitt von 11 Prozent. Ein gründerfreundliches Klima könnte diesen Rückstand reduzie-

ren und mehr Menschen motivieren, ein Unternehmen zu gründen. Maßnahmen zur Förderung 

einer gründerfreundlichen Kultur sollten bereits in der Schule ansetzen, wo die Wirtschaftsbil-

dung und speziell die Vermittlung von Unternehmertum bislang einen sehr geringen Raum ein-

nehmen. Wünschenswert ist eine Reform des Lehrstoffs, um den Blick stärker auf die positiven 

Wirkungen der Marktwirtschaft und die Chancen unternehmerischen Handelns als Teil einer 

freiheitsorientierten Werteordnung zu lenken. Auch die Entrepreneurship-Schulung an Universi-

täten und Hochschulen sollte ausgebaut werden (Röhl, 2016).  

 

Ziel einer zukunftsorientierten Landeswirtschaftspolitik sollte es daher sein, das Land zu einem 

Vorreiter für neue Technologien und neue Branchen wie der Digitalwirtschaft fortzuentwickeln. 
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Fördermittel der Europäischen Union (EU) aus dem Europäischen Fonds für Regionale Entwick-

lung (EFRE) sollten deshalb vorrangig zur Stärkung von Innovationen in der Wirtschaft einge-

setzt und Landesfördermittel auf den Mittelstand und die Gründungsförderung konzentriert wer-

den (Bardt et al., 2014, 47 ff.). Im Landeshaushalt sollten zudem mehr Mittel für Gründungsför-

derung bereitgestellt werden, um den Rückstand des Landes im Bereich innovativer und wachs-

tumsstarker Start-ups auszugleichen. 

 

Nahezu kostenfreie Maßnahmen zur Erleichterung von Gründungen, wie die Beschleunigung 

der Anmeldeprozeduren für Gründer durch Einrichtung von „One-Stop-Shops“ mit einem ein-

heitlichen, kompetenten Ansprechpartner in den Behörden zur Bündelung aller erforderlichen 

Genehmigungsprozeduren, sollten umgesetzt werden. Dabei wäre eine Verknüpfung mit beste-

henden Institutionen wie den Startercentern oder den im Grundsatz (aufgrund von EU-Vorga-

ben) bereits vorhandenen einheitlichen Ansprechpartnern sinnvoll. 

 

Auch eine zügige Bearbeitung von Anzeige-, Antrags- und Genehmigungsverfahren sowie der 

Abbau von Bürokratie aus der Landesgesetzgebung sollten vorangetrieben werden, um Start-

ups zu begünstigen und das Wachstum von Unternehmen zu erleichtern. Soweit rechtlich mög-

lich, ist dabei dem Anzeigeverfahren der Vorzug vor dem Genehmigungsverfahren zu geben. 

Erteilt eine Behörde einem Antrag innerhalb einer gewissen Frist keinen ablehnenden Be-

scheid, gilt der Antrag als genehmigt. 

 

Zur Beschleunigung und Vereinfachung von Genehmigungen würde auch eine zukunftswei-

sende E-Government-Strategie (Kapitel 2.4.2) beitragen. Lange Genehmigungsverfahren verur-

sachen sowohl für die Unternehmen als auch für die Verwaltung Bürokratiekosten, die im Sinne 

von mehr wirtschaftlicher Dynamik minimiert werden sollten. Solange ein Genehmigungsverfah-

ren nicht abgeschlossen ist, steht die wirtschaftliche Aktivität still und bremst also das Wachs-

tum (Kapitel 2.4.1). Es ist die Verantwortung der Politik, einen Rechtsrahmen zu schaffen, der 

Nordrhein-Westfalen im Vergleich zu Nachbarregionen im In- und Ausland nicht zurückwirft. 

Dies gilt sowohl für private Investitionsvorhaben als auch für öffentliche Infrastrukturprojekte. 

 

2.4 Bürokratie 

2.4.1 Regulierung 

Regulatorische Eingriffe in die Wirtschaft und Bürokratie sind unvermeidliche Begleiterscheinun-

gen der Staatstätigkeit und des Verwaltungshandelns, sie sollten jedoch auf ein notwendiges 

Maß beschränkt und möglichst effizient umgesetzt werden. Die Vorgaben der Landesregierung 

gehen in vielen Politikfeldern über die EU- und Bundesgesetzgebung hinaus. Es gibt in den Ent-

scheidungen der Landesregierung ein Primat der Umwelt- und Sozialpolitik zu Lasten der Wirt-

schaftspolitik. Mit einer Reihe von Regulierungen durch die Landesgesetzgebung hat die amtie-

rende rot-grüne Koalition die wirtschaftliche Entwicklung in den letzten Jahren gehemmt, statt 

die dargestellten Problemlagen mit einer beherzten Wachstumsstrategie anzugehen. 

 

Um im Wettbewerb mit anderen Regionen aufzuschließen, ist bei der Umsetzung von EU-Nor-

men und nationalem Recht eine Beschränkung auf eine 1:1-Umsetzung in Landesrecht sinnvoll. 

Zusätzliche Belastungen durch verschärfte Grenzwerte oder zusätzliche Einspruchsfristen 

schwächen den Standort Nordrhein-Westfalen. Die Einführung einer „One-In-One-Out-Regel“ 

kann dabei ein zielführender Ansatz sein. Danach würde für jede neue rechtliche Regelung, die 
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Kosten für Unternehmer oder Bürger verursachen, eine bisherige Regelung mit mindestens glei-

chem Verwaltungskostenaufwand gestrichen. Auf Bundesebene wurde eine entsprechende Re-

gelung im vergangenen Jahr eingeführt, das Land Nordrhein-Westfalen sollte hier für das Feld 

der Landesgesetzgebung nachziehen.  

 

Das Mittelstandsförderungsgesetz NRW mit dem darin enthaltenen Clearingverfahren zu mittel-

standsrelevanten Regelungsentwürfen sowie das Landesprojekt zur Messung der Bürokratie-

kosten von Gesetzen und Verordnungen sind grundsätzlich sinnvolle und relevante Instru-

mente, um unnötige bürokratische Belastungen für die mittelständische Wirtschaft zu reduzie-

ren. Um die vollständigen Potenziale dieser Werkzeuge zu nutzen, ist ein flächendeckender 

Einsatz in allen Teilen der Landesregierung empfehlenswert. 

Neuaufstellung Landesentwicklungsplan 

Mitte 2013 entschied die nordrhein-westfälische Landesregierung, den seit 1995 gültigen Lan-

desentwicklungsplan (LEP) durch einen neuen zu ersetzen. Im LEP wird die räumliche Fortent-

wicklung des Landes festgelegt, das heißt, an welchen Standorten die Kommunen Gewerbean-

siedlungen oder Siedlungsflächen ausweisen dürfen, und wo Nutzungen wie Rohstoffabbau 

und Infrastrukturausbau vorzusehen sind.  

 

2014 wurde von der Landesregierung der Entwurf eines neuen LEP vorgelegt, mit dessen Um-

setzung drastische Einschränkungen für die wirtschaftliche Entwicklung des Landes drohten. 

Der Flächenverbrauch in Nordrhein-Westfalen für Gewerbeansiedlungen, Siedlungsflächen und 

Infrastrukturausbau sollte auf fünf Hektar pro Tag halbiert und langfristig auf null gesenkt wer-

den. Flächenausweisungen für wirtschaftliche Nutzungen, aber auch für den Wohnungsbau, 

wären zukünftig in vielen Kommunen nahezu unmöglich gewesen, sodass Investitionsentschei-

dungen für Neuansiedlungen und Betriebserweiterungen für den Standort Nordrhein-Westfalen 

nicht mehr getroffen werden könnten. Strikte Grenzen für die Ausweisung von Siedlungs- und 

Gewerbeflächen bedeuten auch, dass man auf unvorhergesehene Entwicklungen, wie zum Bei-

spiel den aktuellen Bevölkerungsanstieg aufgrund verstärkter Zuwanderung, nicht mehr flexibel 

reagieren kann. Nach einhelliger Ablehnung aus Wirtschaftskreisen, aber auch durch die Ge-

werkschaften, wurden die getroffenen Regelungen in der weiteren Abstimmung teilweise ent-

schärft und strikte Obergrenzen für den Flächenverbrauch in Zielwerte umgewandelt (vergleiche 

Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfalen, 2015). Doch der wirtschaftsfeindliche Grundte-

nor des LEP, den die kritischen Stellungnahmen der Handels- und Handwerkskammertage, der 

Landesvereinigung der Unternehmerverbände sowie des DGB im Detail belegen (vergleiche 

Clearingstelle Mittelstand, 2015a), bleibt auch nach den Korrekturen bestehen.  

 

Entscheidungsträger in den Kommunen und Bezirken haben bei Einhaltung des LEP kaum 

noch Möglichkeiten, größere Flächen für Gewerbe auszuweisen – auch dort, wo keine geeigne-

ten Altflächen für ansiedlungsinteressierte Unternehmen verfügbar sind. Enge Restriktionen für 

die räumliche Entwicklung, die aus dem ursprünglichen LEP-Entwurf entfernt wurden, finden 

sich weiterhin in anderen gesetzlichen Instrumenten der Landesplanung wie dem Klimaschutz-

plan (siehe unten), sodass dringend notwendige Investitionen in Betriebsstätten und neue Woh-

nungen behindert werden.  

 

Auch der Bau von Verkehrsinfrastrukturen wird durch den LEP zukünftig massiv behindert, ob-

wohl Nordrhein-Westfalen hier nach Jahren der Investitionsabstinenz einen großen Nachholbe-

darf aufweist, der in den kommenden Jahren potenziell auf eine erhöhte Mittelbereitstellung des 
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Bundes trifft. Da es im Land auch große Versäumnisse in der Planung von Infrastrukturen gibt 

und daher keine planfestgestellten Projekte auf ihre Umsetzung warten, droht das Zeitfenster 

für erhöhte Investitionen zu verstreichen, während Bundesmittel in Länder mit einer voraus-

schauenden Landesplanung (und planfestgestellten Projekten) fließen (siehe Kapitel 2.2.1). 

Landesnaturschutzgesetz 

Der Gesetzentwurf enthält eine Reihe von Abweichungen und Verschärfungen des Novellie-

rungsvorhabens gegenüber dem bewährten geltenden Landesnaturschutzgesetz sowie gegen-

über den bundesrechtlichen Regelungen des Bundesnaturschutzgesetzes (zum Beispiel §§ 31 

Abs. 1, 2 S. 2; 34 Abs. 3 S. 2; 37; 42 Abs. 1 Nr. 4; 52 Abs. 4; 66 Abs. 1 Nr. 8 LNatSchG).  

 

Die geplante Ausweitung der Biotopverbundfläche von mindestens 10 auf 15 Prozent der Lan-

desfläche (§ 35 LNatSchG) steht im Widerspruch zur Raumstruktur des dicht besiedelten In-

dustrielands Nordrhein-Westfalen. Die Vorgabe weicht deutlich von entsprechenden Regelun-

gen auf Bundesebene und in anderen Bundesländern ab. Im Ergebnis droht hierdurch insbe-

sondere die Entwicklung des industriellen Mittelstandes in den ländlichen Regionen spürbar ein-

geschränkt zu werden. Denn vor allem in den ländlichen Regionen lassen sich bei Erweiterun-

gen und Neuansiedlungen von Gewerbe und Industrie Nutzungskonflikte nicht gänzlich vermei-

den. Der industrielle Mittelstand, insbesondere in Süd- und Ostwestfalen sowie im Münsterland, 

ist gleichwohl auf die Möglichkeit von Erweiterungen vor Ort angewiesen und von weitergehen-

den Einschränkungen besonders betroffen. Ein Ausweichen auf weit entfernt liegende alterna-

tive Flächen ist weder organisatorisch noch finanziell realistisch. Die Überschreitung der bun-

desgesetzlichen Vorgabe, hier in Gestalt einer um 50 Prozent höheren Fläche, ist daher nicht 

im Sinne einer dynamischen Wirtschaftsentwicklung.  

 

Mit der geplanten Einführung der deutschlandweit einzigartigen Schutzkategorie „Wildnisent-

wicklungsgebiete“ in § 40 LNatSchG wird die wirtschaftliche Nutzung von Wald und Böden wei-

ter eingeschränkt. Einerseits ist die Nutzung von Holz in diesen Gebieten ausgeschlossen und 

andererseits schränken diese Gebiete, da sie mit Naturschutzgebieten gleichgestellt werden 

sollen, auch die Nutzung benachbarter Flächen deutlich ein. 

 

Die angestrebte Ausweitung der ohnehin bereits weitgehenden Mitwirkungsrechte Dritter (§§ 66 

ff. LNatSchG) erhöht den bürokratischen Aufwand und bindet zwangsläufig weitere Ressourcen 

in den Unternehmen. Planungsvorhaben werden zukünftig deutlich verlängert, erschwert und 

verteuert. Dies ist insbesondere für kleinere und mittlere Unternehmen ohne große Manage-

mentkapazitäten und eigene Rechtsabteilungen eine massive zusätzliche Belastung, die Inves-

titionen und Erweiterungen hemmen dürfte. Die Einlassung zur Folgenabschätzung, der zufolge 

erhebliche ökonomische und finanzielle Auswirkungen auf die Wirtschaft nicht vorliegen sollen, 

erscheint deshalb zumindest fraglich. Bereits die vorgeschlagenen Änderungen bei den Flä-

chennutzungen (vergleiche zum Beispiel §§ 35, 37, 40 LNatSchG) berühren die Unternehmen. 

Der dort vorgesehene Nutzungsentzug wird mit erheblichen finanziellen Aufwand einhergehen. 

Verschiedene Änderungen bei den Verfahren (zum Beispiel §§ 31 Abs. 2, S. 2; 66 ff. 

LNatSchG) bedeuten einen zusätzlichen Aufwand und betreffen die Unternehmen auch unmit-

telbar. Im Gegensatz zur entsprechenden Aussage in der Gesetzesbegründung wurden insbe-

sondere diese Punkte nicht ausgeräumt.  
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Landeswassergesetz 

In eine ähnliche Richtung gehen die Verschärfungen der Gewässerschutzvorschriften im 2016 

novellierten Landeswassergesetz (Ministerium für Inneres und Kommunales des Landes Nord-

rhein-Westfalen, 2016), die die Gewinnung von Bodenschätzen weiter einschränken und Unter-

nehmen mit neuen bürokratischen Dokumentationspflichten belegen. Die im kürzlich in Kraft ge-

tretenen Gesetz enthaltene Befristung von Nutzungs- und Einleitungsgenehmigungen schafft 

Unsicherheit, die dazu führt, dass Unternehmen vor Investitionen in Nordrhein-Westfalen zu-

rückschrecken (Hartmann, 2016). Dies gilt insbesondere für die Gewinnung von Rohstoffen. Kri-

tisiert wurde auch, dass die Clearingstelle Mittelstand, die 2013 zur Überprüfung von Landesge-

setzgebungsverfahren auf ihre Wirtschaftsverträglichkeit hin eingerichtet wurde, keine Gelegen-

heit zu einer Stellungnahme zum neuen Landeswassergesetz erhielt (Reisener, 2016).  

 

Im novellierten Gesetz sollten jene Regelungen zurückgenommen werden, die über die Anfor-

derungen des Wasserhaushaltsgesetzes auf Bundesebene hinausgehen. Denn sonst bedeutet 

das Gesetz einen erheblichen Standortnachteil im nationalen und internationalen Wettbewerb 

um Investitionen. Die Handlungsoptionen, die der Bundesgesetzgeber den Ländern einräumt, 

wurden statt für Flexibilisierungen vorwiegend für Verschärfungen genutzt. 

 

Das Landeswassergesetz sieht eine Vielzahl von Ermächtigungen für das Umweltministerium 

vor. Hierdurch droht bei der Umsetzung des Gesetzes die einseitige Berücksichtigung umwelt-

rechtlicher Aspekte. Stattdessen erscheint es angezeigt, alle fachlich relevanten Aspekte durch 

Beteiligung der gesamten Landesregierung zu berücksichtigen.  

 

Zur Erhöhung der Investitionssicherheit sollten Nutzungsgenehmigungen, sofern möglich, unbe-

fristet erteilt werden. Das Instrument der Erlaubnis- und Anzeigebefreiungen ist im Sinne des 

Bürokratieabbaus ein wirksames Instrument. Erlaubnispflichten schaden tendenziell dem Wirt-

schaftsstandort, denn sie reduzieren massiv die Investitionssicherheit und Flexibilität. Die Kos-

tentragungspflicht für Unternehmen bei wasserwirtschaftlichen Maßnahmen sowie bei einer aus 

sachlichen Gründen nicht zwingend erforderlichen Hinzuziehung von Sachverständigen be-

nachteiligt die betroffenen Industrien. 

Klimaschutzgesetz und Klimaschutzplan Nordrhein-Westfalen 

Der Schutz des Klimas ist eine globale Aufgabe, die durch abgestimmte Maßnahmen in den 

Staaten unterlegt werden muss. Die EU hat daher ehrgeizige Ziele zur Reduktion der CO2-

Emissionen beschlossen, die von den Mitgliedsländern umgesetzt werden sollen. Ob und inwie-

weit jedoch auch kleinere Gebietseinheiten – wie etwa die deutschen Bundesländer – eigene 

Klimaschutzgesetze mit weitreichenden eigenen Zielen beschließen sollten, ist umstritten. Als 

globales Problem lassen sich Treibhausgasemissionen eher durch das Vereinbaren globaler 

Ziele und konzertierter Aktionen zu ihrer Umsetzung auf nationaler Ebene statt durch regionale 

Vorreiter-Initiativen – die andere eher zum Trittbrettfahrerverhalten statt zur Nachahmung ani-

mieren – erreichen (Frondel et al., 2012).  

 

Wenn unternehmerische Entscheidungen von Umweltverbänden zusätzlich zu anderen Klage-

möglichkeiten beispielsweise aufgrund des LEP auch noch wegen potenzieller Nichteinhaltung 

des Klimaschutzgesetzes beklagt werden können, wird die Rechtssicherheit in der Planung zu-

sätzlich gefährdet. Hierdurch könnten Wettbewerbsnachteile im Vergleich zu Unternehmen in 
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anderen Regionen Deutschlands und Europas entstehen (Hüther et al., 2012, 2). Strikte Vorga-

ben für die CO2-Emissionen der Industrie auf Landesebene, wie sie das nordrhein-westfälische 

Klimaschutzgesetz und der Landesklimaschutzplan machen, könnten die Weiterentwicklung 

von Schlüsselbranchen der nordrhein-westfälischen Wirtschaft wie der Chemie- und der Stahlin-

dustrie am Standort Nordrhein-Westfalen infrage stellen. Dies könnte zum Aufbrechen von hei-

mischen Wertschöpfungsketten führen, was in einem Dominoeffekt weitere Wirtschaftszweige 

träfe – darunter auch Umweltbranchen wie die Hersteller von Bauteilen für Windkraftanlagen im 

Maschinenbau. Zudem konzentrieren sich Investitionen der betroffenen Branchen auf andere 

globale Standorte, wo aufgrund geringerer Standards oft sogar höhere CO2-Emissionen anfal-

len. Doch auch angesichts vorhandener europäischer Regelungen erscheint ein Landes-Klima-

schutzgesetz überflüssig: Aufgrund des europaweiten Emissionshandels können Emittenten in 

anderen Regionen jene CO2-Mengen zusätzlich ausstoßen, die in Nordrhein-Westfalen auf-

grund besonders weitreichender Klimaschutzvorgaben vermieden werden. Regional definierte 

Minderungsziele und regionale Sektorstrategien passen nicht in das europäische Emissions-

handelskonzept und verursachen unnötige Kosten beim Klimaschutz (Hüther et al., 2012, 2).  

Tariftreue- und Vergabegesetz 

Das Tariftreue- und Vergabegesetz Nordrhein-Westfalen (TVgG) ist im Mai 2012 in Kraft getre-

ten. Neben der Festlegung eines Vergabe-Mindestlohns (der aktuell geringfügig über dem seit 

Anfang 2015 geltenden bundeseinheitlichen Mindestlohn liegt) wurden weitere Aspekte wie die 

verbindliche Beachtung von Umweltschutzstandards und der Energieeffizienz, von sozialen As-

pekten sowie der Frauenförderung gesetzlich fixiert (Landesregierung Nordrhein-Westfalen, 

2015a). Von Vergabeexperten und der Wirtschaft wurde frühzeitig kritisiert, dass der umfangrei-

che Katalog sachfremder Kriterien in der Vergabepraxis kaum operationalisierbar erscheint und 

insbesondere kleine und mittelständische Unternehmen von der Vergabe öffentlicher Aufträge 

in Nordrhein-Westfalen effektiv ausschließen könnte (Otten, 2013; Unternehmer NRW, 2011, 

2013). Eine schlanke Vergabegesetzgebung kann hingegen einen wesentlichen Beitrag zur Mit-

telstandsförderung und zum Bürokratieabbau leisten (Röhl, 2011). Auffällig ist in diesem Zu-

sammenhang, dass die Konkretisierung der Vorgaben in der „Verordnung zur Regelung von 

Verfahrensanforderungen in den Bereichen umweltfreundliche und energieeffiziente Beschaf-

fung, Berücksichtigung sozialer Kriterien und Frauenförderung sowie Förderung der Vereinbar-

keit von Beruf und Familie bei der Anwendung des TVgG NRW (RVO TVgG – NRW)“ erst im 

Juni 2013, also fast 1,5 Jahre später, erfolgte (Landesregierung Nordrhein-Westfalen, 2015b). 

Dies kann als Beleg für die außerordentlich hohe Komplexität der Regelungen im TVgG ange-

sehen werden. 

 

Eine von der nordrhein-westfälischen Landesregierung selbst in Auftrag gegebene Evaluation 

des Gesetzes bestätigte die von Beginn an geäußerte Kritik aus Wirtschaftskreisen, fiel aber 

auch bezüglich der Umsetzung und Zielerreichung durch die Landesvergabestellen ernüchternd 

aus (Kienbaum, 2015). Die 2015 abgeschlossene Evaluation des TVgG kam zu dem Schluss, 

dass 45 Prozent der Vergabestellen einen deutlichen Anstieg der Bürokratie gegenüber der vor-

herigen Regelung bemängelten. Die gewünschten gesellschaftlichen Ziele wie eine Erhöhung 

der Nachhaltigkeit in der Beschaffung würden hingegen nicht erreicht, da aufgrund der kompli-

zierten Bestimmungen des TVgG die Vergabestellen letztlich doch nach dem Preis entschieden 

(IHK NRW, 2015). Auf Seiten der Unternehmen beklagte sogar ein geringerer Anteil als in den 

Verwaltungen die zusätzliche Bürokratie durch das Gesetz, doch mussten sich nach Berichten 

der IHKs aufgrund der Neuregelung gerade kleine und mittlere Unternehmen aus dem öffentli-

chen Auftragswesen zurückziehen.  



Institut der deutschen Wirtschaft Köln  Wirtschaftliche Situation Nordrhein-Westfalens 

Gutachten Seite 43 von 57 

 

Aktuell plant die nordrhein-westfälische Landesregierung eine Novellierung des TVgG, die vor 

allem den bürokratischen Aufwand in der Umsetzung der zahlreichen sachfremden Vergabekri-

terien reduzieren soll (Landesregierung Nordrhein-Westfalen, 2016b). Wesentliche Kritikpunkte 

wie Schwierigkeiten mittelständischer Unternehmen, die sachfremden Kriterien zu erfüllen und 

dies nachzuweisen, bleiben dabei jedoch unberücksichtigt (Clearingstelle Mittelstand, 2015b).  

Hochschulzukunftsgesetz  

Mit Vorlage des Entwurfs für ein neues Landeshochschulgesetz („Hochschulzukunftsgesetz“) 

wurde seitens der betroffenen Universitäten wie auch aus Sicht der Wirtschaft eine erhebliche 

Einschränkung der Wissenschaftsfreiheit beklagt, da die Ausweitung der Kontrolle und des Wei-

sungsrechts für das Landeswissenschaftsministerium mit weitreichenden Eingriffen in Verträge 

zwischen Hochschulen und Unternehmen einhergehen sollte. Durch das geplante Transparenz-

gebot für Forschungsvorhaben mit Dritten wurde die notwendige Vertraulichkeit von For-

schungsvorhaben und -ergebnissen infrage gestellt, da auch Wettbewerber Zugang zu den Er-

gebnissen erhalten hätten. Dazu merkte die Landesrektorenkonferenz (2014a) in ihrer Stellung-

nahme vom 14. Januar an: „Es wird unter dem neuen Gesetz nicht mehr möglich sein, Partnern 

aus Industrie und Wirtschaft die notwendige Vertraulichkeit für eine Forschungszusammenarbeit 

zu garantieren. So wären allein in der Forschung ca. 2.500 Arbeitsplätze gefährdet.“ Diese 

Klausel wurde zwar in dem im September 2014 verabschiedeten Gesetz entschärft, trotzdem 

bleibt der Eindruck, dass Kontakte zur Wirtschaft unter Generalverdacht gestellt werden, statt 

sie als Chance für die Hochschulen und das Land zu begreifen. Die Drittmitteleinwerbung von 

Universitäten und Hochschulen, der angesichts der unterdurchschnittlichen Mittelausstattung 

nordrhein-westfälischer Hochschulen durch das Land eine besonders große Rolle zukommt, 

wurde durch das Gesetz geschwächt. In den Jahren zuvor war noch eine deutliche Steigerung 

der Drittmittelforschung erreicht worden (Landesrektorenkonferenz, 2014b, c). Bürokratie und 

Meldepflichten gegenüber dem Ministerium, die knappe finanzielle und personelle Ressourcen 

binden, wurden hingegen gestärkt. Besser wäre es gewesen, die großen Chancen einer engen 

Forschungskooperation für Universitäten (Stellen, Finanzierung), regionale Unternehmen (Zu-

gang zu Forschungsergebnissen, frühe Kontakte zu angehenden High Potentials) und das Land 

systematisch zu erkennen und zu fördern.  

 

2.4.2 Öffentliche Verwaltung 

Die Chancen der Digitalisierung werden seitens der öffentlichen Hand zwar teilweise erkannt, 

aber im Verantwortungsbereich der Landesregierung noch längst nicht in vollem Maße genutzt. 

Dies zeigt sich insbesondere in der noch ausbaufähigen elektronischen Verwaltung.  

Elektronische Verwaltung in Nordrhein-Westfalen 

Der nordrhein-westfälische Landtag hat im Juli 2016 das Gesetz zur Förderung der elektroni-

schen Verwaltung in Nordrhein-Westfalen (EGovG NRW) verabschiedet und damit einen klaren 

Schwerpunkt gesetzt. Mit dem Gesetz sollen zum einen die Voraussetzungen dafür geschaffen 

werden, dass die elektronische Kommunikation mit und innerhalb der öffentlichen Verwaltung 

erleichtert wird und die Kommunikations- und Bearbeitungsprozesse weitgehend elektronisch 

und medienbruchfrei durchgeführt werden können (siehe §1(1) EGovG). Zum anderen soll die 

Heterogenität im Status quo der digitalen Verwaltung gemindert und das Digitalisierungstempo 

harmonisiert werden, um die Behörden landesweit auf ein ähnlich hohes Niveau zu heben. 
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Generell umfasst die digitale Verwaltung die Bereiche E-Government, Open Government und 

Open Data. 

 

 E-Government ist die Verlagerung von Verwaltungsvorgängen ins Internet, das heißt es 

geht um die Steigerung der Verwaltungseffizienz (zum Beispiel Online-Reservierung des 

Wunschkennzeichens bei der Kfz-Zulassung). Dies kann ein wichtiger Standortfaktor sein, 

beispielsweise wenn Gewerbeanzeigen besonders leicht durchführbar sind. 

 Open Government will Verwaltungsabläufe und politische Entscheidungen transparenter 

machen und die Bürger besser beteiligen (zum Beispiel Meldung von defekter Straßenla-

terne an Verwaltung).  

 Open Data sind die Daten und Informationen, die von den Verwaltungen proaktiv im Inter-

net zur Verfügung gestellt werden (zum Beispiel Ratsvorlagen).  

 

Die Förderung der digitalisierten Verwaltung auf einem mindestens landesweit einheitlichen ho-

hen Niveau ist längst überfällig, wie ein Online-Check der Grünen-Fraktion im NRW-Landtag 

zeigt (Tabelle 2.4.1-1). Die Unterschiede zwischen den einzelnen Stadt- und Gemeindeverwal-

tungen bei E-Government, Open Government und Open Data sind immens. Weiteres Bewer-

tungskriterium ist das barrierefreie Internet, zum Beispiel automatisierte Sprachausgabe, Mehr-

sprachigkeit, Erhebungsmethode (Grüne Fraktion NRW, 2016). 

 

Während Bonn und Köln fast die volle Punktzahl verzeichnen, erreichen Kommunen wie  

Hopsten oder Heimbach nur circa 12 Prozent der Gesamtpunktzahl. Beim Kreisranking liegen 

die Kreise Recklinghausen und Soest mit jeweils nur 18 Punkten vorne. Die Variation zwischen 

den Kommunen und auch zwischen den einzelnen Bewertungskriterien ist sehr groß. Bei vielen 

Kommunen gibt es erheblichen Verbesserungsbedarf. 
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Tabelle 2.4.1-1: Ranking der Online-Angebote in Kommunen in Nordrhein-Westfalen  

Stand 2016 (Auszug) 

Platz Kommune Kreis E-Gov. Open Gov. Open 
Data 

Barriere- 
freiheit 

Summe Platz 2014 

1 Bonn Kreisfrei 13 13 7 6 39 1 

1 Köln Kreisfrei 13 13 7 6 39 2 

3 Mülheim (Ruhr) Kreisfrei 9 13 6 6 34 11 

4 Gelsenkirchen Kreisfrei 11 13 4 5 33 5 

4 Moers Wesel 9 11 7 6 33 24 

…         

394 Simmerath Städteregion 
Aachen 

0 0 3 3 6 385 

394 Hopsten Steinfurt 2 0 2 2 6 374 

396 Heimbach Düren 1 0 1 3 5 293 

Maximale Punktzahl: 40 Punkte (E-Government = 13, Open Government = 13, Open Data = 7, Barriere-
freiheit = 7). 

Quellen: Grüne Fraktion NRW, 2016; Institut der deutschen Wirtschaft Köln 

 

Das EGovG macht die Digitalisierung der Verwaltung flächendeckend verpflichtend für alle Stel-

len, die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung übernehmen (mit wenigen Ausnahmen). Damit 

wird die digitale Verwaltung von einem Bottom-Up-Projekt (jede Kommune handelt eigenverant-

wortlich) zu einem Top-Down-Projekt.  

 

Derzeit gibt es bereits 1.500 elektronische Verwaltungsverfahren in Nordrhein-Westfalen, davon 

500 extern (das heißt zwischen Verwaltung und Bürger) und 100 extern und interaktiv (zum Bei-

spiel Mahnverfahren). Die Kernelemente des EGovG sind die flächendeckende Einführung der 

elektronischen Akte bis 2022 (§9 EGovG) und die elektronische Abwicklung aller Verwaltungs-

abläufe bis 2031 (§12 EGovG). Mit der E-Akte werden auch elektronische Akteneinsicht sowie 

ein elektronischer Abruf des Verfahrensstandes möglich werden. Mehr als 100.000 Stellen sind 

direkt von diesen Maßnahmen betroffen, da sie mit der IT verbunden sind.  

 

Die gesetzesmäßige Digitalisierung der Verwaltung bedeutet nicht automatisch, dass diese 

auch genutzt wird und wirtschaftlich ist. E-Government kann nur funktionieren, wenn es die Bür-

ger akzeptieren. Akzeptanzhürden aus Nutzersicht sind derzeit noch der Zugang (zum Beispiel 

fehlendes Wissen über Onlineangebote), die Benutzbarkeit (Nutzerfreundlichkeit), die Verbind-

lichkeit (Datenschutz, Stichwort „gläserner Bürger“) sowie der Nutzen des Angebotes (man-

gelnde Durchgängigkeit) (Fraunhofer FOKUS, 2015). Digitalisierungsmaßnahmen müssen 

diese Hürden entsprechend minimieren. 
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Tabelle 2.4.1-2: Status quo des E-Government nach Bundesländern 

Verfügbarkeit von Online-Angeboten für Dienstleistungen in Prozent 

Bundesländer Terminvereinbarung Online Elektronische Statusabfrage Medienbruchfreie Antrags-
stellung 

NRW 12 4 8 

BW 16 16 20 

BY 8 4 16 

BE 80 40 60 

BB 0 8 8 

HB 20 0 0 

HE 4 4 8 

MV 8 0 12 

HH 60 20 80 

NI 4 4 4 

RP 20 0 0 

SL 0 0 20 

SN 8 0 20 

ST 4 0 0 

SH 0 0 16 

TH 0 4 4 

Bundesweit 9 4 12 

Quellen: Fraunhofer FOKUS, 2015; Institut der deutschen Wirtschaft Köln 

 

Nordrhein-westfälische Kommunen schneiden absolut und im Vergleich zu anderen Bundeslän-

dern bei der Einführung von E-Government schlecht ab. E-Government als medienbruchfreies, 

vollständiges digitales Transaktions- und Interaktionsangebot (nicht nur Informationsangebot) 

gibt es noch nicht. Zum Beispiel werden Online-Terminvereinbarungen nur zu 12 Prozent für 

ausgewählte Dienstleistungen angeboten; in Berlin sind es 80 Prozent, in Rheinland-Pfalz 

20 Prozent. Eine elektronische Statusabfrage bei ausgewählten Dienstleistungen wird in Nord-

rhein-Westfalen in 4 Prozent der Fälle angeboten, weniger als in Berlin, Baden-Württemberg, 

Brandenburg und Hamburg. Die Hälfte der Kommunen in Nordrhein-Westfalen bieten maximal 

sieben Online-Dienste an. Unter den Flächenstaaten hat nur Rheinland-Pfalz durchschnittlich 

mehr Online-Dienste, die Stadtstaaten schneiden allerdings deutlich besser ab. Die medien-

bruchfreie Antragstellung ist nur bei 8 Prozent der Dienstleistungen möglich. Der Bundesdurch-

schnitt liegt bei 12 Prozent (Tabelle 2.4.1-2). Dienstleistungsübergreifende Basiskomponenten 

wie De-Mail, E-Mail und browserbasiertes Versenden bei der Antragsübermittlung sind in Nord-

rhein-Westfalen so gut wie gar nicht verbreitet. Die Stadtstaaten Hamburg und Berlin, aber auch 

Schleswig-Holstein, sind in diesem Bereich deutlich fortschrittlicher. 
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Elektronische Prozesse in der Verwaltung 

Die obligatorische Einführung elektronischer Prozesse ist ein erster Schritt in Richtung digitale 

Verwaltung. Aber sie muss von organisatorischen und personalentwickelnden Maßnahmen be-

gleitet werden. Das bestehende Personal muss hinreichend motiviert und fortgebildet werden. 

Systeme auf verschiedenen Verwaltungsebenen müssen über wohl definierte Schnittstellen mit-

einander kommunizieren können. Deshalb müssen Standards gewährleistet werden, damit die 

Kooperation funktioniert. Allerdings sind sowohl die verwaltungsinternen als auch die offenen 

Standardisierungsbemühungen durch sehr langfristige Zeithorizonte geprägt (Fraunhofer FO-

KUS, 2015, 53). Datenschutz, Datensicherheit sowie Rechtssicherheit müssen frühzeitig mitbe-

dacht werden.  

 

Das E-Government-Gesetz ist zwar geeignet, die digitale Verwaltung in Nordrhein-Westfalen 

voranzubringen, bietet auf kommunaler Ebene jedoch wenig Innovationsimpulse. Auf die Kom-

munen kommen zahlreiche Sach- und Personalkosten zu – kurzfristige Investitionskosten bei 

ungewissen zukünftigen Einsparungen. Fehlende Nutzerzahlen führen dazu, dass erhoffte Effi-

zienzgewinne bislang ausbleiben und E-Government noch nicht zu Entlastungen führt. Dazu 

kommen Rechtsunsicherheiten und organisatorische Herausforderungen. Besonders Kommu-

nen in finanzieller Schieflage müssen entsprechend unterstützt werden. Ansonsten bieten sich 

zu viele gesetzliche Schlupflöcher, die der Vereinheitlichung aller Behörden auf einem hohen 

Digitalisierungsgrad entgegenstehen. 

 

Letztlich unterliegt der Digitalisierungsprozess der Verwaltung einem Henne-Ei-Problem: Bürger 

fragen die bestehenden Angebote nicht nach, weil sie nicht attraktiv genug sind. Behörden bie-

ten keine attraktiven Online-Dienstleistungen an, weil die bestehenden nicht genug nachgefragt 

werden. Um diesen Teufelskreis zu durchbrechen, muss das Land Nordrhein-Westfalen den 

Kommunen ein geeignetes, anreizstiftendes Finanzierungsregime inklusive initialer Investitio-

nen und Förderungen von Basiskomponenten wie De-Mail bieten. 

 

Die Förderung der Kooperation zwischen den Verwaltungen ist zentral. Der Austausch mit an-

deren Kommunen bezüglich Konzepten, Beispiellösungen, gemeinsamen Lösungen und der 

Verhandlung mit Herstellern (Rahmenverträge) muss gefördert werden. Inkompatible, nicht ska-

lierbare Insellösungen sind besonders im Bereich der digitalen Verwaltung wenig zielführend, 

da Effizienzpotenziale vor allem in der Interoperabilität bestehen (zum Beispiel einheitlicher Zu-

gang zum Gesamtangebot, Single Sign-on). Gerade vor dem Hintergrund, dass in Nordrhein-

Westfalen allein größentechnisch sehr unterschiedliche Kommunen von 4.000 bis zu einer Mil-

lion Einwohnern existieren und dass die Verwaltungspraxis sehr breit ist, müssen Entwicklung 

und Betrieb von digitalen Verwaltungsangeboten in Kooperation mit möglichst vielen Kommu-

nen erfolgen. Ideen und Ressourcen müssen horizontal und vertikal geteilt werden. Ein solches 

Vorgehen würde auch die enormen Unterschiede im Digitalisierungsfortschritt unter den Kom-

munen mindern (vergleiche Tabelle 2.4.1-2). Eine nutzerzentrierte Entwicklung inklusive Test-

phasen fördert Durchführbarkeit und Attraktivität. 

 

Die Kommunen müssen eng begleitet und bezüglich der Fortschritte in der digitalen Verwaltung 

regelmäßig befragt und beraten werden. Das Land Nordrhein-Westfalen muss den Einigungs-

druck hochhalten und gleichzeitig freiwillige sanktionierbare Selbstverpflichtungen der Kommu-

nen anstreben (Fraunhofer FOKUS, 2015, 25). Einfache Anreizsysteme wie eine Gebührenre-
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duktion im Falle der Nutzung von Online-Angeboten sowie flächendeckende multimediale Infor-

mationskampagnen können die Nachfrage seitens der Bürger erhöhen. Wenn Angebot und 

Nachfrage im Bereich der digitalen Verwaltung steigen, können enorme Einsparpotenziale reali-

siert werden. Allein die Digitalisierung der Top-60-Verwaltungsprozesse birgt ein durchschnittli-

ches bundesweites Einsparpotenzial von 34 Prozent der derzeitigen Bürokratieaufwendungen 

(Fraunhofer FOKUS, 2015). 

 

Während die E-Government-Bestrebungen in Nordrhein-Westfalen inzwischen etwas an Fahrt 

aufgenommen haben, stehen die Open-Government-Vorhaben noch am Anfang. Das EGovG 

sieht zwar in §18 EGovG elektronische Beteiligungen vor, allerdings sind diese weder obligato-

risch noch konkretisiert. Konkrete Regelungen zu Open Data finden ebenfalls keinen Nieder-

schlag in dem Gesetz. Zwar gibt es Pionierkommunen wie Moers, in der Verwaltungsdaten seit 

langem frei zur Verfügung gestellt werden und deren Weiternutzung durch Hackdays gefördert 

wird. In der Fläche brauchen die Kommunen aber stärkere Anreize, um ihre Verwaltungsdaten 

öffentlich zu machen. Um die Bürger zu beteiligen, müssen Open Government und Open Data 

mit Nachdruck gefördert werden. Hinzu kommt, dass es in Deutschland kein einheitliches Sys-

tem der öffentlichen Verwaltung gibt. Das gilt auch zwischen Gemeinden und dem Land. 

Dadurch wird das Erreichen einer digitalen Dividende zusätzlich erschwert. 

 

3 Fazit und Ausblick  

Die ernüchternde wirtschaftliche Lage Nordrhein-Westfalens setzt die Landesregierung unter 

Handlungsdruck. Dabei hat die Landesregierung alle Möglichkeiten, die Weichen für eine inno-

vationsfreundliche und wachstumsfördernde Politik in Nordrhein-Westfalen zu stellen. Dadurch 

wäre die Schaffung von bis zu 300.000 Arbeitsplätzen möglich (McKinsey&Company, 2013). 

Der Strukturwandel darf nicht als Schutzbehauptung für eine zu zögerliche Politik herangezo-

gen werden, welche die Wachstumslücke in Nordrhein-Westfalen gegenüber anderen Bundes-

ländern weiter ansteigen lässt. Notwendig ist eine Neuausrichtung in den folgenden Politikfel-

dern: 

 

1. Haushalt:  

Die gestiegenen Ausgaben im konsumtiven Bereich sollten dringend hinterfragt werden, 

um das Ziel eines ausgeglichenen Haushalts bis zum Jahr 2020 vor dem Hintergrund der 

Schuldenbremse nicht zu verfehlen. Einsparpotenziale zum Beispiel bei den Personalaus-

gaben sollten vor dem Hintergrund des demografischen Wandels genutzt werden. Finan-

zielle Spielräume, nicht zuletzt begründet durch die hohen Steuereinnahmen, sollten für 

zukunftsgerichtete Investitionen reserviert werden (Enquetekommission des Landtags 

NRW, 2015). Dies gilt insbesondere für die Kommunen, die in Nordrhein-Westfalen ver-

hältnismäßig wenig ihrer Gewerbesteuereinnahmen investieren. Der Spagat zwischen 

Haushaltskonsolidierung und Zukunftsinvestitionen ist finanzpolitisch die große 

Herausforderung der kommenden Jahre. Der Schlüssel zur Bewältigung dieser Aufgabe 

liegt in einer effizienten Ausgabenpolitik.  

 

2. Infrastruktur: 

Investitionen in die Infrastruktur sind entscheidend dafür, dass Nordrhein-Westfalen mehr 

Attraktivität als Wirtschaftsstandort gewinnt. Dies gilt gleichermaßen für die Verkehrswege 

als auch den digitalen Bereich. Ein stark gewachsenes Verkehrsvolumen trifft auf ein seit 

Jahren stagnierendes Verkehrsnetz, so dass für die Wirtschaft kostspielige Staus die 
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Folge sind. Der Straßenbau bleibt daher bei den Verkehrswegen der entscheidende Be-

reich, in dem es an Investitionen mangelt. Der Breitbandausbau sollte ein vorrangiges Ziel 

der Landesregierung sein (Enquetekommission des Landtags NRW, 2015, 14). Die digi-

tale Infrastruktur ist in den städtischen Regionen relativ gut, ländliche Regionen, in denen 

viele Industrieunternehmen ansässig sind, werden aber zum Teil abgehängt.  

 

3. Bildung und Innovation:  

In einigen Stufen des Bildungssystems wie der frühkindlichen Betreuung stellt sich Nord-

rhein-Westfalen gegenüber anderen Bundesländern nicht schlechter, dennoch besteht 

bundesweit Ausbaupotenzial. Die Relation von Schülern zu Lehrern sowie Studenten zu 

Professoren ist in Nordrhein-Westfalen überdurchschnittlich hoch. Zudem hakt es bei der 

Bildungsqualität, abzulesen beispielsweise an den unterdurchschnittlichen Kompetenzen 

der Schüler. Der Erfolg von Bildungsausgaben muss sich auch am Innovationspotenzial 

für die Volkswirtschaft, zum Beispiel in Form von Existenzgründern, messen lassen. In 

diesem Feld hinkt Nordrhein-Westfalen vielen anderen Ländern hinterher.   

 

4. Bürokratie- und Regulierung:  

Die Summe der mittelstandsfeindlichen, die Belange der lokalen oder ansiedlungsinteres-

sierten Wirtschaft ignorierenden Regulierungsmaßnahmen der vergangenen Jahre belas-

tet die wirtschaftliche Zukunft des Landes. Die Beachtung der Vorgaben aus dem Landes-

entwicklungsplan sowie der Klimaschutz- und Wassergesetzgebung verlängert die ohne-

hin schon langen Genehmigungsverfahren für neue Gebäude und Anlagen zusätzlich. 

Wünschenswert wären klare Vorgaben von Fristen, in denen die Genehmigungsverfahren 

abgeschlossen werden müssen. Vorschläge hierzu liegen bereits seit Längerem vor (Kro-

ker et al., 2004, 81). Zudem sollte bei der noch am Anfang stehenden Digitalisierung der 

Verwaltung zügig das Tempo erhöht werden, um bürokratische Lasten auf Seiten von Be-

hörden sowie Unternehmen und Bürgern abzubauen und Ressourcen freizusetzen. Bis zu 

einem Drittel der Bürokratiekosten lassen sich mit einer überzeugenden Digitalisierungsof-

fensive in der Verwaltung einsparen. 

 

Dabei dient eine wachstumsorientierte Wirtschaftspolitik keinem Selbstzweck, sondern schafft 

die Voraussetzungen sowohl zur freien Entfaltung und Umsetzung eigener Ideen als auch zum 

sozialen Ausgleich innerhalb der Gesellschaft. Ministerpräsidentin Kraft hob im Jahr 2010 in ih-

rer Regierungserklärung zu Beginn ihrer Amtszeit hervor, dass präventive Sozialpolitik für sie 

eine Zukunftsinvestition sei, die sich langfristig auszahlen werde (Landesregierung Nordrhein-

Westfalen, 2010). In Anbetracht des schlechten Abschneidens Nordrhein-Westfalens bei regio-

nalen Armutsindikatoren (Röhl/Schröder, 2016), Arbeitslosigkeit, Bildung, Kinderbetreuung und 

Frauenerwerbstätigkeit zeigt sich jedoch zunehmend, dass dieses Versprechen nicht umgesetzt 

wurde. Stattdessen gefährdet die erodierende wirtschaftliche Basis des Landes letztlich auch 

die Möglichkeiten zu einer guten Sozialpolitik. Gerade Migranten und Alleinerziehende als 

Gruppen mit überdurchschnittlichen Armutsquoten könnten von einer guten Wirtschaftspolitik, 

die ihnen mehr Chancen am Arbeitsmarkt verschafft, profitieren. Ohne eine starke Wirtschaft 

mit wettbewerbsfähigen Arbeitsplätzen droht hingegen ein weiteres Zurückfallen gegenüber an-

deren Bundesländern – bei wirtschaftsbezogenen und sozialen Indikatoren gleichermaßen.  
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